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1 Gutachtensauftrag und Vorbemerkungen 

Die Auftraggeberin , Bundesministerium für Klimaschutz, 

Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie – Sicherheitsuntersuchungsstelle des Bundes 

(SUB), erbittet die Betrachtung der Unterschiede eines gewerblich durchgeführten Fluges im Gegensatz zu 

einem nicht gewerblich durchgeführten Flug einerseits zum Zeitpunkt des Unfalles am 05.04.2014 und ande-

rerseits zum heutigen Zeitpunkt unter der Berücksichtigung der jeweils geltenden Regularien. 

Das vorliegende Gutachten dient nicht der Klärung einer Schuldfrage oder der Feststellung, ob es sich beim 

gegenständlichen Unfallflug um einen gewerblichen oder nicht gewerblichen Flug gehandelt hat. Das vorlie-

gende Gutachten hat zum Zweck, eine objektive Betrachtung von möglichen flugbetrieblichen Aspekten zu 

liefern, die sich aus den unterschiedlichen Grundlagen ergeben können. 

Hieraus mögliche resultierende Sicherheitsempfehlungen abzuleiten und zu formulieren, obliegt einzig dem 

zuständigen Untersuchungsleiter der SUB. 

Da es sich beim gegenständlichen Gutachten um keine neuerliche Untersuchung des Unfalles handelt, wird 

dieser auch nur ansatzweise betrachtet. Es wird jedoch in der Analyse berücksichtigt, dass es sich beim 

gegenständlichen Luftfahrzeug um einen Hubschrauber mit einer höchstzulässigen Startmasse (MCTOM) 

bis 3.175 kg handelte, der am Tag und auf Strecken mithilfe sichtbarer Landmarken geflogen wurde und 

somit als technisch nicht kompliziertes Luftfahrzeug kategorisiert wird. Ebenso wird berücksichtigt, dass sich 

als Unfallursache eindeutig Kraftstoffmangel ergeben hat. 

Aus den angeführten Regularien werden nur die sachverständig als relevant angesehenen Textpassagen 

zitiert und analysiert. 

Gelöschte und nicht relevante Textpassagen werden nicht gesondert gekennzeichnet. 
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2 Geltende Regularien zum Unfallszeitpunkt 

 

2.1 LVR 2010, BGBl. II Nr. 80/2010  

 
 
2. Hauptstück, Allgemeine Luftverkehrsregeln, 1. Abschnitt, Allgemeines  
 
Besonders bewilligungspflichtige Flüge  
§ 5.  (1) Flüge, bei denen die Piloten oder das Luftfahrzeug besondere Voraussetzungen erfüllen müssen, 

wie insbesondere bei einer reduzierten Vertikalstaffelung (Reduced Vertical Separation – RVSM) 
oder einem Allwetterflugbetrieb (All Weather Operation – AWO) oder einer erweiterten Betriebsbewil-
ligung für zweistrahlige Luftfahrzeuge (Extended Range Twin (Engine) Operations – ETOPS), dürfen 
nur durchgeführt werden, wenn von der zuständigen Behörde eine entsprechende Genehmigung er-
teilt wurde, sofern sie nicht nach einer anderen Rechtsvorschrift zu genehmigen sind.  
(2) Die Anwendung von Mindestausrüstungslisten (Minimum Equipment Lists - MELs) oder von Kon-
figurationsabweichungslisten (Configuration Deviation Lists - CDLs) ist nur gestattet, wenn für diese 
Dokumente eine Genehmigung von der zuständigen Behörde erteilt wurde.  
(3) Bei der Erteilung von Bewilligungen gemäß Abs. 1 und 2 sind grundsätzlich die für die gewerbli-
che Luftfahrt geltenden Bestimmungen anzuwenden. Für nicht gewerbliche Flüge können verein-
fachte Betriebsverfahren festgelegt werden.  

 
Flugvorbereitung  
§ 6.  Der Pilot hat sich vor Beginn eines Fluges auf sorgfältige Weise mit allen zur Verfügung stehenden 

Unterlagen vertraut zu machen, die für den beabsichtigten Flug von Bedeutung sein können. Die 
Flugvorbereitung hat bei Flügen, die über die Flugplatznähe hinausführen, sowie bei Instrumenten-
flügen ein sorgfältiges Studium der zur Verfügung stehenden Luftfahrtinformationen sowie der neu-
esten Wettermeldungen und Wettervorhersagen zu umfassen, die für die beabsichtigten Flüge von 
Bedeutung sein können. Für den Fall, dass ein Flug nicht in der vorgesehenen Weise durchgeführt 
werden kann, sind Ausweichmaßnahmen zu planen und die hierfür notwendigen Betriebsstoffmen-
gen vorzusehen.  

 
Mindestflughöhen  
§ 9.  (1) Bei Flügen über dichtbesiedeltem Gebiet, über feuer- oder explosionsgefährdeten Industriege-

länden oder über Menschenansammlungen im Freien ist eine Flughöhe einzuhalten, die eine Lan-
dung im Notfall ohne Gefährdung von Personen oder Sachen auf der Erde ermöglicht und durch die 
unnötige Lärmbelästigungen vermieden werden; die Flughöhe muss jedoch mindestens 1 000 ft über 
dem höchsten Hindernis betragen, von dem das Luftfahrzeug weniger als 600 m entfernt ist. Jeden-
falls muss die Flughöhe bei Flügen mit kraftangetriebenen Luftfahrzeugen über den dichtbesiedelten 
Gebieten von Wien mindestens 3 400 ft über Grund betragen, über den dichtbesiedelten Gebieten 
von Graz, Linz, Klagenfurt sowie Salzburg mindestens 3 000 ft über Grund und über den dichtbesie-
delten Gebieten von Innsbruck mindestens 2 000 ft über Grund.  
(2) Bei anderen als den im Abs. 1 bezeichneten Flügen ist eine Flughöhe von mindestens 500 ft über 
Grund einzuhalten.  
(3) Die Mindestflughöhen gemäß den Abs. 1 und 2 dürfen nur unterschritten werden, soweit dies 
notwendig ist:  

1. zum Zwecke des Abfluges und der Landung,  
2. auf Flugplätzen im Sinne des § 58 LFG auch zur Durchführung von Landeanflügen ohne 
nachfolgende Landung,  
3. auf Flugplätzen bei Bannerschleppflügen zum Zwecke der Aufnahme und des Abwerfens 
von Schleppgegenständen und  
4. mit Hubschraubern auch zur Durchführung von Landeanflügen ohne nachfolgende Lan-
dung und Schwebeflügen, jedoch nur im Geltungsbereich einer Außenlandebewilligung, wei-
ters bei Ambulanz- und Rettungsflügen.  

(4) Brücken und ähnliche Bauwerke sowie verspannte Seile und Drähte dürfen nicht unterflogen 
werden.  
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(5) Ausnahmen von Bestimmungen der Abs. 1 bis 4 dürfen nur bewilligt werden, soweit dies mit 
Rücksicht auf den Zweck der Flüge erforderlich ist. Außerdem muss auf Grund der vom Piloten 
nachgewiesenen Fähigkeiten und Erfahrungen zu erwarten sein, dass durch die Unterschreitung der 
Mindestflughöhen weder Luftfahrzeuge oder deren Insassen noch Personen oder Sachen auf der 
Erde gefährdet oder durch unnötigen Lärm belästigt werden. Die Bewilligungen sind für Flüge mit Zi-
villuftfahrzeugen auf Antrag des Piloten oder des Luftfahrzeughalters von der Austro Control GmbH 
zu erteilen. Sie sind insoweit mit Befristungen, Bedingungen, Auflagen und gegen Widerruf zu ertei-
len, als dies mit Rücksicht auf die Sicherheit der Luftfahrt erforderlich ist. Bei Flügen mit Hänge- und 
Paragleitern ist beim Überfliegen von Personen, Gebäuden, öffentlichen Transportanlagen (Bahnen, 
Seilbahnen, Skiliften usw.) und von Freileitungen, jedenfalls ein Mindestabstand von 50 m einzuhal-
ten.  
 
 

Kommentar 
 
Gemäss LVR, 2010 idF BGBl. 2013 Nr II 106 SERA hat die Republik Österreich zur Einführung eine „Opt-
Out“ Variante gewählt, daher galt die Verordnung (EG) Nr. 923/2012 („SERA“) zum Unfallzeitpunkt nicht. 
Erst ab dem 05.12.2014 waren die „SERA“ gültig. 
 
Die Luftverkehrsregeln (LVR) sind immer anzuwenden. Die LVR unterscheiden nicht zwischen gewerblichen 
oder nicht gewerblichen Flügen. Besonders hervorzuheben ist die Flugvorbereitung, bei der sich der Pilot vor 
Beginn eines Fluges auf sorgfältige Weise mit allen zur Verfügung stehenden Unterlagen vertraut zu ma-
chen hat. Ein sorgfältiges Studium der zur Verfügung stehenden Luftfahrtinformationen sowie der neuesten 
Wettermeldungen und Wettervorhersagen sowie die entsprechende Planung der Flugroute einschliesslich 
möglicher Auswahlrouten und der dazu notwendigen Betriebsstoffmengen müssen berücksichtigt werden.  
 
Die Mindestflughöhe von 500 ft über Grund ist im Gegensatz zur Regelung in der JAR-OPS 3 klar geregelt, 
siehe dazu auch Kap. 2.6 JAR-OPS 3. 
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2.2 LFG, Fassung vom 05.04.2014 

 
Rechtsvorschrift für Luftfahrtgesetz, Fassung vom 05.04.2014  
 
Langtitel  
Bundesgesetz vom 2. Dezember 1957 über die Luftfahrt (Luftfahrtgesetz – LFG). StF: BGBl. Nr. 253/1957 
(NR: GP VIII RV 307 AB 318 S. 40. BR: S. 128.)  
 
 
7. Teil  
Luftverkehrsunternehmen und Luftfahrzeug-Vermietungsunternehmen 
 
1. Abschnitt Luftverkehrsunternehmen 
 
Genehmigungen 
 
§ 102.  (1) Unternehmen, die im gewerblichen Luftverkehr Fluggäste, Post und/oder Fracht mit Segelflug-

zeugen, Freiballonen oder Ultraleichtluftfahrzeugen befördern oder ausschließlich Rundflüge, mit 
denen keine Beförderung zwischen verschiedenen Flugplätzen verbunden ist, durchführen wollen, 
haben beim Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie eine Beförderungsbewilligung 
gemäß den §§ 104 ff zu beantragen, sofern das Unternehmen nicht bereits eine von einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem durch zwischenstaatliche Vereinbarung gleichge-
stellten Staat erteilte Genehmigung für die Durchführung dieser Beförderungen innehat. Diese aus-
ländische Genehmigung ist an Bord des jeweiligen Luftfahrzeuges mitzuführen.  
(2) Alle anderen Unternehmen, die im gewerblichen Luftverkehr Fluggäste, Post und/oder Fracht be-
fördern wollen und ihren Hauptgeschäftssitz gemäß Art. 2 Z 26 der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 
im Inland haben, müssen eine Betriebsgenehmigung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 in 
der jeweils geltenden Fassung beantragen. Zuständige Genehmigungsbehörde im Sinne des Art. 2 
Z 2 der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 ist der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Techno-
logie. Zuständige nationale Behörde für die Ausstellung des gemäß der Verordnung (EG) Nr. 
1008/2008 erforderlichen Luftverkehrsbetreiberzeugnisses sowie für die Genehmigungen gemäß Art. 
13 (Leasing) der Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 ist die Austro Control GmbH.  
 
(4) Nicht gewerbliche Flüge gegen Ersatz der Selbstkosten mit Luftfahrzeugen, die für höchstens 
vier Personen im Fluge verwendet werden dürfen, und Flüge zum Absetzen von Fallschirmspringern 
sowie die gewerbliche Beförderung mit motorisierten Hänge- und Paragleitern, Hänge- und Paraglei-
tern und Fallschirmen dürfen ohne die Bewilligungen gemäß den Abs. 1 und 2 durchgeführt werden. 
Den Fluggästen ist vom Beförderer eine Bestätigung über die Bezahlung des Entgeltes auszustellen, 
deren Abschnitt vom Beförderer zwei Jahre lang aufzubewahren ist. 
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8. Teil  
Sicherung der Luftfahrt, Betrieb von Zivilluftfahrzeugen und Besondere Sicherheitsmaßnahmen 
 
2. Abschnitt Verhalten im Luftverkehr 
 
Luftverkehrsregeln 
 
§ 124.  (1) Im Luftverkehr ist jedermann verpflichtet, mit der zur Wahrung der Ordnung und Sicherheit erfor-

derlichen Vorsicht, Aufmerksamkeit und Rücksichtnahme vorzugehen.  
(2) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat unter Bedachtnahme auf eine 
sichere und rasche Abwicklung des Luftverkehrs und zur Abwehr der der Allgemeinheit aus dem 
Luftverkehr drohenden Gefahren die in § 119 bezeichneten Aufgaben der Flugsicherung und das 
Verhalten im Luftverkehr, insbesondere  

1. die Bewegungen der Luftfahrzeuge im Luftraum und am Boden,  
2. die beim Flug einzuhaltenden Flughöhen sowie  
3. die anzuwendenden Signale und Zeichen durch Verordnung zu regeln. Soweit unions-
rechtliche Bestimmungen über gemeinsame Luftverkehrsregeln in der Durchführungsverord-
nung (EU) Nr. 923/2012 festgelegt sind, sind diese in der jeweils geltenden Fassung ver-
bindlich. Zuständige nationale Behörde im Sinne dieser Bestimmungen ist die Austro Control 
GmbH. Die auf Grund dieser Bestimmungen zulässigen nationalen Übergangsbestimmun-
gen und begleitenden oder ausführenden Regelungen können vom Bundesminister für Ver-
kehr, Innovation und Technologie unter Bedachtnahme auf die Erfordernisse der Sicherheit 
der Luftfahrt mit Verordnung festgelegt werden.  
 

3. Abschnitt Betrieb von Zivilluftfahrzeugen  
 
Betriebsvorschriften 
 
(2) Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat unter Bedachtnahme auf die Erforder-
nisse der Sicherheit der Luftfahrt die zur Gewährleistung eines sicheren Betriebes der Zivilluftfahrzeuge er-
forderlichen Betriebsvorschriften durch Verordnung zu regeln. Soweit die Joint Aviation Authorities (JAA) 
oder andere internationale Einrichtungen einschlägige Normen verabschiedet haben, können diese für ver-
bindlich erklärt werden. Diese Verordnung kann, soweit es sich als tunlich erweist, in luftfahrtüblicher Weise 
kundgemacht werden. Insbesondere sind zu regeln:  
 

1. die Flugplanung und Flugvorbereitung,  
2. die betrieblichen Verfahren für alle Arten von Flügen,  
3. die Wettermindestbedingungen für die Landung und den Start,  
4. die Zusammensetzung und Ausbildung der Besatzung,  
5. die Betriebssicherheitsgrenzen für Luftfahrzeuge (Leistungskategorien),  
6. die Berücksichtigung von Masse und Schwerpunktlage der Luftfahrzeuge,  
7. die besondere Ausrüstung der Luftfahrzeuge bei Ambulanz- und Rettungsflügen, bei Flügen über 
Wasser und unerschlossenen Gebieten sowie bei Höhenflügen und bei Verwendung in Luftver-
kehrsunternehmen,  
8. die Ausrüstung mit Flug- und Navigationsinstrumenten bei Sicht-, Instrumenten- und Nachtflügen,  
9. die Funkausrüstung der Luftfahrzeuge,  
10. die Instandhaltung der Luftfahrzeuge,  
11. die maximalen Einsatzzeiten und die minimalen Ruhezeiten für die Besatzung,  
12. die erforderlichen Handbücher und sonstigen Unterlagen sowie die Meldungen an die Luftfahrt-
behörde,  
13. ob und unter welchen Voraussetzungen die Austro Control GmbH oder eine auf Grund einer 
Übertragung gemäß § 140b zuständige Behörde allgemeine im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt 
erforderliche oder tunliche Anweisungen oder Hinweise (Betriebstüchtigkeitsanweisungen oder Be-
triebstüchtigkeitshinweise) im Hinblick auf den sicheren Betrieb von Zivilluftfahrzeugen in luftfahrtüb-
licher Weise vorzuschreiben bzw. zu veröffentlichen hat und  
14. die zur Vermeidung von rechtswidrigen Eingriffen zu treffenden Maßnahmen.  
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Kommentar 
 
Das Luftfahrtgesetz regelt die Genehmigungen von Luftfahrtunternehmen die gewerblich operieren wollen. 
Ohne entsprechend behördlich ausgestellter Genehmigung ist ein gewerbliches Betreiben eines Luftfahr-
zeuges nicht möglich.  
 
Ebenso geregelt werden sog. nicht gewerbliche „Selbstkostenflüge“, die die Mitnahme von Passagieren er-
möglichen, die sich am Ersatz der Selbstkosten (zb. Kraftstoff) mitbeteiligen. Dabei sei die Einschränkung 
auf Luftfahrzeuge für eine Verwendung von höchstens 4 Personen erwähnt. Diese Regelung wurde in der 
folgenden Zeit dahingehend erweitert, indem klargestellt wurde, dass die Selbstkosten auch auf den Piloten 
aufzuteilen sind. 
 
Das LFG zielt weiters auf das Verhalten im Luftverkehr ab und regelt den Betrieb von Luftfahrzeugen mit 
dem klaren Verweis auf die unionsweiten Luftverkehrsregeln (SERA) aus der Durchführungsverordnung Nr. 
923/2012, die aber aufgrund der zuvor erwähnten Opt-Out Regelung zum Unfallszeitpunkt noch nicht in Kraft 
waren. 
 
Die angeführten „Betriebsvorschriften“ (Punkte 1-14) sollen durch entsprechende Verordnungen geregelt 
werden. Dies geschieht in weiterer Folge in der AOCV. 
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2.3 Verordnung (EG) Nr. 216/2008 gemeinsame Vorschriften für die Zivilluftfahrt 

 
VERORDNUNG (EG) Nr. 216/2008 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 
vom 20. Februar 2008 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errich-
tung einer Europäischen Agentur für Flugsicherheit, zur Aufhebung der Richtlinie 91/670/EWG des 
Rates, der Verordnung (EG) Nr. 1592/2002 und der Richtlinie 2004/36/EG 
 
(7) Luftfahrttechnische Erzeugnisse, Teile und Ausrüstungen, gewerbliche Luftverkehrsbetreiber sowie Pilo-
ten und Personen, Erzeugnisse und Organisationen, die bei deren Ausbildung und flugmedizinischen Unter-
suchung eingesetzt werden bzw. mitwirken, sollten zugelassen oder lizenziert werden, sobald deren Über-
einstimmung mit grundlegenden Anforderungen feststeht, die von der Gemeinschaft nach den Normen und 
empfohlenen Verfahren des Abkommens von Chicago festgelegt werden. Die Kommission sollte ermächtigt 
werden, die erforderlichen Durchführungsvorschriften in Bezug auf die Festlegung der Bedingungen für die 
Erteilung der Zeugnisse oder der Bedingungen, unter denen das Zeugnis durch eine Erklärung über die Be-
fähigung ersetzt werden kann, zu erarbeiten, wobei die mit den verschiedenen Betriebsarten verbundenen 
Risiken, wie beispielsweise bestimmte Arten von Luftarbeitseinsätzen und lokale Flüge mit kleinen Luftfahr-
zeugen, zu berücksichtigen sind. 
(8) Für den nichtgewerblichen Bereich sollten die Betriebs- und Lizenzierungsvorschriften auf die Komplexi-
tät des Luftfahrzeugs zugeschnitten sein, und es sollte eine entsprechende Begriffsbestimmung festgelegt 
werden.  
 
 
KAPITEL I 
 
GRUNDSÄTZE 
 
Artikel 1 Geltungsbereich 
 
(1) Diese Verordnung gilt für 
 
b) Personen und Organisationen, die mit dem Betrieb von Luftfahrzeugen befasst sind.  
 
 
Artikel 3 Begriffsbestimmungen 
 
Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck  
h) „Betreiber“ eine juristische oder natürliche Person, die ein oder mehrere Luftfahrzeuge betreibt oder zu 
betreiben beabsichtigt; 
i) „gewerbliche Tätigkeit“ den Betrieb eines Luftfahrzeugs gegen Entgelt oder sonstige geldwerte Gegenleis-
tungen, der der Öffentlichkeit zur Verfügung steht oder der, wenn er nicht der Öffentlichkeit zur Verfügung 
steht, im Rahmen eines Vertrags zwischen einem Betreiber und einem Kunden erbracht wird, wobei der 
Kunde keine Kontrolle über den Betreiber ausübt;  
 
 
KAPITEL II 
 
GRUNDLEGENDE ANFORDERUNGEN 
 
Artikel 8 Flugbetrieb 
 
(1) Der Betrieb von Luftfahrzeugen im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben b und c muss den in Anhang 
IV aufgeführten grundlegenden Anforderungen genügen. 
(2) Sofern in den Durchführungsbestimmungen nichts anderes festgelegt ist, müssen Betreiber, die eine 
gewerbliche Tätigkeit ausüben, nachweisen, dass sie über die Befähigung und die Mittel zur Wahrnehmung 
der Verantwortlichkeiten verfügen, die mit ihren Sonderrechten verbunden sind. Diese Befähigung und diese 
Mittel werden durch das Ausstellen eines Zeugnisses anerkannt. Die dem Betreiber gewährten Sonderrechte 
sowie der Umfang des Betriebs sind darin zu vermerken. 
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(3) Sofern in den Durchführungsbestimmungen nichts anderes festgelegt ist, müssen Betreiber, die mit dem 
nichtgewerblichen Betrieb von technisch komplizierten motorgetriebenen Luftfahrzeugen befasst sind, ihre 
Befähigung und ihre Mittel zur Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten, die mit dem Betrieb der Luftfahrzeu-
ge verbunden sind, in einer Erklärung angeben.  
 
 
ANHANG IV 
 
Grundlegende Anforderungen an den Flugbetrieb gemäß Artikel 8 
 
1. Allgemeines 
1.a. Ein Flug darf nur dann durchgeführt werden, wenn die Besatzungsmitglieder und gegebenenfalls das 
gesamte sonstige an der Vorbereitung und Durchführung des Fluges beteiligte Betriebspersonal mit den 
Gesetzen, Vorschriften und Verfahren vertraut sind, die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben maßgebend 
sind und für die zu überfliegenden Gebiete, die für den Anflug vorgesehenen Flugplätze und die damit zu-
sammenhängenden Flugsicherungseinrichtungen gelten. 
1.b. Ein Flug muss so durchgeführt werden, dass die im Flughandbuch oder erforderlichenfalls im Betriebs-
handbuch spezifizierten Betriebsverfahren für die Vorbereitung und Durchführung des Fluges befolgt wer-
den. Hierzu müssen Prüflisten vorliegen, die von den Besatzungsmitgliedern je nach Gegebenheit in allen 
Betriebsphasen des Luftfahrzeugs unter normalen und außergewöhnlichen Bedingungen sowie in Notfällen 
benutzt werden. Für alle nach vernünftigem Ermessen vorhersehbaren Notfälle müssen Verfahren festgelegt 
werden. 
1.c. Vor jedem Flug sind die Aufgaben und Pflichten jedes Besatzungsmitglieds festzulegen. Der Komman-
dant ist für den Betrieb und die Sicherheit des Luftfahrzeugs sowie für die Sicherheit aller an Bord befindli-
chen Besatzungsmitglieder, Fluggäste und Frachtstücke verantwortlich. 
 
1.e. Alle Daten, Dokumente, Unterlagen und Informationen, die zur Aufzeichnung der Einhaltung der in Ab-
schnitt 5.c genannten Bedingungen benötigt werden, sind für jeden Flug bereitzustellen und für einen der Art 
des Betriebs angemessenen Mindestzeitraum aufzubewahren. 
 
2. Flugvorbereitung 
2.a. Ein Flug darf nur angetreten werden, wenn mit allen nach vernünftigem Ermessen verfügbaren Mitteln 
festgestellt worden ist, dass alle nachfolgenden Bedingungen erfüllt sind: 

2.a.1. Für die Durchführung des Fluges sind unter Berücksichtigung der vorhandenen AIS Unterla-
gen des Flugberatungsdienstes (Aeronautical Information Services) alle geeigneten Einrichtungen 
vorhanden, die unmittelbar für den Flug und für den sicheren Betrieb des Luftfahrzeugs erforderlich 
sind, einschließlich Sprechfunkeinrichtungen und Navigationshilfen. 
2.a.2. Die Besatzung muss mit der Unterbringung und dem Gebrauch der jeweiligen Sicherheits- und 
Notausrüstung vertraut sein, und die Fluggäste müssen darüber unterrichtet sein. Mithilfe konkreter 
Angaben müssen der Besatzung und den Fluggästen ausreichende weiter gehende Informationen 
zu Notverfahren und zum Gebrauch der Sicherheitsausrüstung bereitgestellt werden. 
2.a.3. Der Kommandant muss sich davon überzeugt haben, dass 

i) das Luftfahrzeug gemäß Abschnitt 6 lufttüchtig ist, 
ii) das Luftfahrzeug, sofern erforderlich, ordnungsgemäß registriert ist und sich die entspre-
chenden Zeugnisse an Bord befinden, 
iii) die gemäß Abschnitt 5 für die Durchführung des Fluges erforderliche Instrumentierung 
und Ausrüstung im Luftfahrzeug installiert und betriebsbereit ist, sofern in der geltenden 
Mindestausrüstungsliste (Minimum Equipment List, MEL) oder gleichwertigen Dokumenten 
keine Ausnahme vorgesehen ist, 
iv) die Masse des Luftfahrzeugs und die Schwerpunktlage so sind, dass der Flug innerhalb 
der in den Lufttüchtigkeitsunterlagen vorgeschriebenen Grenzen durchgeführt werden kann, 
v) das gesamte Handgepäck, das gesamte aufgegebene Gepäck und die gesamte Fracht 
ordnungsgemäß verteilt und gesichert sind und  
vi) die in Abschnitt 4 genannten Betriebsgrenzen des Luftfahrzeuges während des Fluges zu 
keiner Zeit überschritten werden. 

2.a.4. Die Flugbesatzung muss über Informationen zu den Wetterbedingungen am Startflugplatz, am 
Bestimmungsflugplatz und gegebenenfalls an Ausweichflugplätzen sowie entlang der Flugstrecke 
verfügen. Besondere Aufmerksamkeit ist potenziell gefährlichen atmosphärischen Bedingungen zu 
schenken. 
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2.a.6. Für einen Flug nach Sichtflugregeln müssen die Wetterbedingungen entlang der Flugstrecke 
eine Einhaltung dieser Flugregeln ermöglichen. Für einen Flug nach Instrumentenflugregeln müssen 
ein Bestimmungsflugplatz und gegebenenfalls ein oder mehrere Ausweichflugplätze ausgewählt 
werden, auf denen das Luftfahrzeug landen kann, und zwar unter besonderer Berücksichtigung der 
Wettervorhersagen, der Verfügbarkeit von Flugsicherungsdiensten, der Verfügbarkeit von Bodenein-
richtungen sowie der Instrumentenflugverfahren, die von dem Staat zugelassen sind, in dem sich der 
Bestimmungs- und/oder Ausweichflugplatz befindet. 
2.a.7. Die an Bord mitgeführte Kraftstoff- und Ölmenge muss ausreichen, um den beabsichtigten 
Flug sicher durchführen zu können, wobei die Wetterbedingungen, etwaige die Leistung des Luft-
fahrzeugs beeinflussende Elemente sowie erwartete Verzögerungen während des Fluges zu be-
rücksichtigen sind. Darüber hinaus muss für unvorhergesehenen Mehrverbrauch eine Kraftstoffre-
serve mitgeführt werden. Gegebenenfalls sind Verfahren für das Kraftstoffmanagement während des 
Fluges festzulegen.  

 
3. Flugbetrieb 

3.a.9. Die vorgeschriebenen Verfahren für das Kraftstoffmanagement während des Fluges sind ge-
gebenenfalls anzuwenden. 
 

4. Flugzeugleistung und Betriebsgrenzen 
4.a. Ein Luftfahrzeug muss in Übereinstimmung mit seinen Lufttüchtigkeitsunterlagen und allen damit zu-
sammenhängenden Betriebsverfahren und Betriebsgrenzen, wie sie im genehmigten Flughandbuch bzw. 
gleichwertigen Unterlagen aufgeführt sind, betrieben werden. Das Flughandbuch bzw. gleichwertige Unter-
lagen müssen der Besatzung zur Verfügung stehen und für jedes Luftfahrzeug auf dem aktuellen Stand ge-
halten werden.  
 
6. Erhaltung der Lufttüchtigkeit 
6.a. Das Luftfahrzeug darf nur dann betrieben werden, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind: 

i) Das Luftfahrzeug befindet sich in einem lufttüchtigen Zustand, 
ii) die für den beabsichtigten Flug erforderliche Betriebs- und Notausrüstung ist betriebsbereit, 
iii) das Lufttüchtigkeitszeugnis des Luftfahrzeugs ist gültig, und 
iv) die Instandhaltung des Luftfahrzeugs wurde in Übereinstimmung mit dem Instandhaltungspro-
gramm durchgeführt.  

 
 
8. Zusätzliche Anforderungen für den gewerblichen Betrieb und für den Betrieb technisch komplizier-
ter motorgetriebener Luftfahrzeuge 
8.a. Für den gewerblichen Betrieb und den Betrieb technisch komplizierter motorgetriebener Luftfahrzeuge 
müssen folgende Bedingungen erfüllt sein: 

8.a.1. Der Betreiber verfügt entweder direkt oder indirekt durch Verträge über die für den Umfang 
und das Spektrum des Betriebs erforderlichen Mittel. Hierzu zählen unter anderem Luftfahrzeuge, 
Einrichtungen, Managementstruktur, Personal, Ausrüstung, Dokumentierung der Aufgaben, Verant-
wortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu einschlägigen Daten und Führung von Aufzeichnungen. 
8.a.2. Der Betreiber setzt nur ausreichend qualifiziertes und geschultes Personal ein und führt stän-
dig Schulungs- und Überprüfungsprogramme für die Besatzungsmitglieder und anderes maßgebli-
ches Personal durch. 
8.a.3. Der Betreiber erstellt eine MEL oder ein gleichwertiges Dokument unter Berücksichtigung fol-
gender Voraussetzungen: 

i) Das Dokument muss Anweisungen für den Betrieb des Luftfahrzeugs unter genau vorge-
gebenen Bedingungen enthalten, unter denen bestimmte Instrumente, Ausrüstungsteile oder 
Funktionen zu Beginn des Fluges abgeschaltet sind, 
ii) das Dokument muss für jedes einzelne Luftfahrzeug unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Betriebs- und Instandhaltungsbedingungen des Betreibers erstellt werden, und 
iii) die Mindestausrüstungsliste (MEL) muss auf der Grundlage der Basis-
Mindestausrüstungsliste (MMEL), sofern diese vorhanden ist, erstellt werden und darf nicht 
weniger einschränkend sein als die MMEL. 

8.a.4. Der Betreiber führt ein Managementsystem ein und erhält es aufrecht, um die Einhaltung der 
grundlegenden Anforderungen für den Betrieb zu gewährleisten; ferner strebt er die fortlaufende 
Verbesserung dieses Systems an, und 
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8.a.5. der Betreiber legt ein Unfallverhütungs- und Sicherheitsprogramm einschließlich einer Rege-
lung für die Meldung von Vorfällen fest, die im Rahmen des Managementsystems zu verwenden ist, 
um einen Beitrag zur ständigen Verbesserung der Betriebssicherheit zu leisten, und wendet dieses 
Programm kontinuierlich an. 

8.b. Der gewerbliche Betrieb und der Betrieb technisch komplizierter motorgetriebener Luftfahrzeuge dürfen 
nur gemäß einem Betriebshandbuch des Betreibers erfolgen. Dieses Handbuch muss für sämtliche betrie-
bene Luftfahrzeuge alle erforderlichen Anweisungen, Informationen und Verfahren enthalten, die für das 
Betriebspersonal zur Wahrnehmung seiner Aufgaben erforderlich sind. Beschränkungen hinsichtlich Flug-
zeit, Flugdienstzeiträumen und Ruhezeiten für die Besatzungsmitglieder sind auszuweisen. Das Betriebs-
handbuch und seine überarbeiteten Fassungen müssen mit dem genehmigten Flughandbuch im Einklang 
stehen und gegebenenfalls geändert werden.  
8.c. Der Betreiber muss gegebenenfalls Verfahren festlegen, um die Folgen eines störenden Verhaltens von 
Fluggästen für den sicheren Flugbetrieb auf ein Mindestmaß zu begrenzen. 
8.d. Der Betreiber muss an das Luftfahrzeug und die Art des Betriebs angepasste Gefahrenabwehrpro-
gramme erarbeiten und aufrechterhalten, die insbesondere Folgendes umfassen: 

i) Sicherheit des Cockpits, 
ii) Prüfliste zur Durchsuchung des Luftfahrzeugs, 
iii) Schulungsprogramme, 
iv) Schutz von elektronischen Systemen und Computersystemen zur Verhinderung von vorsätzlichen 
Eingriffen in das System und Zerstörungen und 
v) Meldeverfahren bei widerrechtlichen Eingriffen. 

Wenn Gefahrenabwehrmaßnahmen die Betriebssicherheit beeinträchtigen können, sind die Risiken zu be-
werten und geeignete Verfahren zur Minderung der Sicherheitsrisiken zu entwickeln; dazu ist unter Umstän-
den der Einsatz einer Spezialausrüstung erforderlich. 
8.e. Der Betreiber muss einen Luftfahrzeugführer aus der Flugbesatzung als Kommandanten benennen.  
8.f. Um Ermüdungen zu verhindern, ist ein Dienstplansystem aufzustellen. Für einen Flug oder eine Abfolge 
von Flügen sind im Rahmen dieses Dienstplansystems die Flugzeit, Flugdienstzeiträume, Dienstzeiträume 
und angepasste Ruhezeiten vorzusehen. Bei innerhalb des Dienstplansystems festgelegten Beschränkun-
gen sind alle wichtigen Faktoren zu berücksichtigen, die zu Ermüdung beitragen, wie insbesondere die An-
zahl der Flugsektoren, eine Überschreitung von Zeitzonen, Schlafmangel, die Unterbrechung des Tages-
rhythmus, Nachtarbeit, Positionierungsflüge, kumulative Dienstzeit für bestimmte Zeiträume, Aufteilung zu-
gewiesener Aufgaben zwischen Besatzungsmitgliedern sowie auch die Bereitstellung aufgestockter Besat-
zungen. 
8.g. Die in den Abschnitten 6.a, 6.d und 6.e angeführten Aufgaben müssen von einer für die Erhaltung der 
Lufttüchtigkeit zuständigen Organisation kontrolliert werden, die neben den in Anhang I Abschnitt 3.a ge-
nannten Anforderungen folgende Bedingungen erfüllen muss: 

i) Sie muss zur Instandhaltung von Erzeugnissen, Teilen und Ausrüstungen unter ihrer Verantwor-
tung qualifiziert sein oder einen Vertrag mit einer qualifizierten Organisation für diese Erzeugnisse, 
Teile und Ausrüstungen abgeschlossen haben, und 
ii) sie muss ein Organisationshandbuch erstellen, in dem für den Gebrauch durch das betreffende 
Personal und dessen Anleitung eine Beschreibung aller Verfahren der Organisation zur Erhaltung 
der Lufttüchtigkeit enthalten sind, gegebenenfalls einschließlich einer Beschreibung der Verwal-
tungsvereinbarungen zwischen der Organisation und der zugelassenen Instandhaltungsorganisation.  

 
 
Kommentar 
 
Die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 legt unter anderem Vorschriften für den gewerblichen Betrieb von Luft-
fahrzeugen nieder. Davon umfasst sind Luftfahrzeuge und dazugehöriges Personal sowie notwendige Li-
zenzen in der gesamten EU.  
 
Zum ersten Mal wird auch von Ausnahmen für den nichtgewerblichen Betrieb gesprochen, also eine Unter-
scheidung zum gewerblichen Betrieb getroffen. 
 
Die Verordnung spricht bereits vom „Betreiber“ und von der „gewerblichen Tätigkeit“.  
 
In Artikel 8 in Kapitel II und im Anhang IV dazu werden die Anforderungen an den Flugbetrieb umfassend 
dargelegt. Die Bedeutung dieser Verordnungen für einen gewerblichen Hubschrauberflug im Jahr 2014 sol-
len hier näher beleuchtet werden. 
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• Betreiber müssen die Befähigung und die Mittel zur Wahrnehmung der Verantwortlichkeiten nach-
weisen. 
 

• Für den nichtgewerblichen Betrieb gilt hingegen: „Sofern in den Durchführungsbestimmungen nichts 
anderes festgelegt ist, müssen Betreiber, die mit dem nichtgewerblichen Betrieb von technisch kom-
plizierten motorgetriebenen Luftfahrzeugen befasst sind, ihre Befähigung und ihre Mittel zur Wahr-
nehmung der Verantwortlichkeiten, die mit dem Betrieb der Luftfahrzeuge verbunden sind, in einer 
Erklärung angeben.“ Dies kann als entsprechende Lockerung gegenüber dem gewerblichen Betrieb 
angesehen werden. 
 

• Die Regelung des gewerblichen Flugbetriebes umfasst: 
 

o Allgemeiner Teil 
▪ Alle Teilnehmer müssen ihre Regeln, Aufgaben und Pflichten kennen 
▪ Die Flugdurchführung erfolgt gemäss einem zugelassenen Handbuch 
▪ Die Dokumentation muss vorhanden und in Ordnung sein 

 
o Flugvorbereitung 

▪ Ein Flug darf nur durchgeführt werden, wenn er auch als durchführbar gilt 
▪ Sicherheits- und Notausrüstung ist mitzuführen 
▪ Der Kommandant muss sich überzeugen, dass  

• das LFZ lufttüchtig ist 

• der Schwerpunkt innerhalb der erlaubten Grenzen liegt 

• die Betriebsgrenzen jederzeit eingehalten werden 

• die Wetterbedingungen kein Hindernis darstellen 

• eine Unterscheidung Sichtflug-Instrumentenflug getroffen und eingehalten 
wird 

• die benötigten Kraftstoffmengen inkl. Wetterprobleme oder anderer potenti-
eller Mehrverbrauch berücksichtigt werden 

 
o Eigentlicher Flugbetrieb und Einhaltung der Luftverkehrsregeln 

▪ Die Besatzung befindet sich auf den dafür vorgesehenen Sitzplätzen 
▪ Die Abstände zu anderen LFZ werden eingehalten 
▪ Notfälle werden entsprechend abgehandelt 
▪ Die Handhabe der Fluggäste erfolgt gemäss Betreibervorschriften 
▪ Das Kraftstoffmanagement während dem Flug wird entsprechend durchgeführt 

 
o Flugleistungen und Betriebsgrenzen 

▪ Muss gemäss Handbüchern erfolgen und es darf keine Überschreitunen geben 
 

o Lufttüchtigkeit 
▪ Muss gegeben sein 

 
o Zusätzliche Anforderungen 

▪ Ein Betriebshandbuch für den gewerblichen Betrieb in dem geregelt sind:  

• Management 

• Personal 

• Struktur 

• Dokumentation 

• MEL 

• Sicherheitsprogramm 

• Unfallverhütung 

• Gefahrenabwehrprogramm 

• Sicherheit 

• Ruhezeiten 

• Dienstzeiten 

• CAMO 
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Zusammenfassend liefert die Verordnung (EG) Nr. 216/2008 eine klare Regelung für den gewerblichen Be-
trieb mit der Anführung von Ausnahmen für den nichtgewerblichen Betrieb aber noch keine klaren Regelun-
gen für den nicht gewerblichen Betrieb. 
 
Abgesehen von der Festlegung organisatorischer Anforderungen zb. an das Personal, die Dokumentation, 
die Flugvorbereitung etc, wird zu den notwendigen Betriebsstoffmengen bereits detaillierter ausgeführt:  
 
Die an Bord mitgeführte Kraftstoff- und Ölmenge muss ausreichen, um den beabsichtigten Flug sicher 
durchführen zu können, wobei die Wetterbedingungen, etwaige die Leistung des Luftfahrzeugs beeinflus-
sende Elemente sowie erwartete Verzögerungen während des Fluges zu berücksichtigen sind. Darüber hin-
aus muss für unvorhergesehenen Mehrverbrauch eine Kraftstoffreserve mitgeführt werden. Gegebenenfalls 
sind Verfahren für das Kraftstoffmanagement während des Fluges festzulegen.  
 
Der Gesetzgeber verlangt eine umfassende Kraftstoffplanung vor und während dem gewerblichen Flug, die 
die Vermeidung von Kraftstoffmangel im Flug zum Ziel hat und eine sichere Flugdurchführung ermöglichen 
soll.  
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2.4 Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 gemeinsame Vorschriften für die Durchführung 
von Luftverkehrsdiensten in der Gemeinschaft 

 
VERORDNUNG (EG) Nr. 1008/2008 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES vom 24. 
September 2008 über gemeinsame Vorschriften für die Durchführung von Luftverkehrsdiensten in 
der Gemeinschaft (Neufassung) 
 
KAPITEL I 
 
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN 
 
Artikel 1 Gegenstand 
(1) Diese Verordnung regelt die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft, das Recht von 
Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft, innergemeinschaftliche Flugdienste durchzuführen, und die Preis-
festsetzung für innergemeinschaftliche Flugdienste. 
 
durchgängige Überwachung der Einhaltung der Anforderungen von Betriebsgenehmigungen aller Luftfahrt-
unternehmen der Gemeinschaft zu gewährleisten 
 
 
KAPITEL II 
 
BETRIEBSGENEHMIGUNG 
 
Artikel 3 Betriebsgenehmigung 
(1) Kein in der Gemeinschaft niedergelassenes Unternehmen darf Fluggäste, Post und/oder Fracht im ge-
werblichen Luftverkehr befördern, wenn ihm nicht eine entsprechende Betriebsgenehmigung erteilt worden 
ist. Ein Unternehmen, das die Voraussetzungen dieses Kapitels erfüllt, hat Anspruch auf Erteilung einer Be-
triebsgenehmigung. 
 
 
Artikel 4 Bedingungen für die Erteilung einer Betriebsgenehmigung 
Einem Luftfahrtunternehmen wird von der zuständigen Genehmigungsbehörde eines Mitgliedstaats eine 
Betriebsgenehmigung erteilt, sofern 
 
d) seine Haupttätigkeit die Durchführung von Flugdiensten ist, sei es allein oder in Verbindung mit jeder 
sonstigen Form des gewerblichen Betriebs von Luftfahrzeugen oder der Instandsetzung und Wartung von 
Luftfahrzeugen; 
 
Artikel 6 Luftverkehrsbetreiberzeugnis (AOC) 
(1) Voraussetzung für die Erteilung und die Gültigkeit einer Betriebsgenehmigung ist stets der Besitz eines 
gültigen Luftverkehrsbetreiberzeugnisses, in dem die unter die Betriebsgenehmigung fallenden Tätigkeiten 
festgelegt sind. 
(2) Jede Änderung des Luftverkehrsbetreiberzeugnisses eines Luftfahrtunternehmens der Gemeinschaft ist 
gegebenenfalls in der Betriebsgenehmigung zu berücksichtigen. 
 
 
Kommentar 
 
Die Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 regelt die Genehmigung von Luftfahrtunternehmen in der EU und erklärt 
grundsätzlich die Anforderung einer Betriebsgenehmigung für den gewerblichen Betrieb. Diese Genehmi-
gung setzt wiederum ein AOC (Air Operator Certificate, Luftverkehrsbetreiberzeugnis) voraus. Es wird dies-
bezüglich auf die Luftverkehrsbetreiberzeugnis-Verordnung AOCV verwiesen. 
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2.5 AOCV 2008, Fassung vom 05.04.2014 

 
Verordnung des Bundesministers für Verkehr, Innovation und Technologie betreffend die Vorausset-
zungen für die Erteilung und Aufrechterhaltung des Luftverkehrsbetreiberzeugnisses (AOC) 2008 
(Luftverkehrsbetreiberzeugnis-Verordnung 2008 – AOCV 2008) 
 
1. Allgemeiner Teil 
Geltungsbereich 
§ 1.  (1) Diese Verordnung regelt die flugbetrieblichen und technischen Grundlagen für das Luftverkehrs-

betreiberzeugnis (Air Operator Certificate – AOC) als Voraussetzung für die Erteilung und Aufrecht-
erhaltung einer Betriebsgenehmigung für den gewerblichen Luftverkehr im Sinne der Verordnung 
Verordnung (EG) Nr. 1008/2008 über gemeinsame Vorschriften für die Durchführung von Luftver-
kehrsdiensten in der Gemeinschaft, ABl. Nr. L 293 vom 31.10.2008 S. 3, in der jeweils geltenden 
Fassung. 

 
(2) Ein AOC darf von der zuständigen Behörde nur ausgestellt oder verlängert werden, wenn ein Un-
ternehmen die Voraussetzungen dieser Verordnung und des Anhanges III der Verordnung (EWG) 
Nr. 3922/91 des Rates zur Harmonisierung der technischen Vorschriften und Verwaltungsverfahren 
in der Zivilluftfahrt ABl. Nr. 373 vom 31.12.1991 S. 4 in der jeweils geltenden Fassung (in der Folge: 
„EUOPS“) oder der JAR-OPS 3 in der jeweils verlautbarten geltenden Fassung, sowie der Verord-
nung (EG) Nr. 2042/2003 vom 20. November 2003 über die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit von 
Luftfahrzeugen und luftfahrttechnischen Erzeugnissen, Teilen und Ausrüstungen und die Erteilung 
von Genehmigungen für Organisationen und Personen, die diese Tätigkeiten ausführen, ABl. Nr. L 
315 vom 28.11.2003, S. 1 und der Zivilluftfahrzeug- und Luftfahrtgerät-Verordnung 2005 (ZLLV 
2005), BGBl. II Nr. 424/2005 in der jeweils geltenden Fassung erfüllt. Die von der zuständigen Be-
hörde und von den Joint Aviation Authorities veröffentlichten Interpretationen und Erläuterungen zu 
JAR-OPS 1 und 3 sollen bei der Nachweisführung beachtet werden. Der Antragsteller kann von die-
sen Interpretationen und Erläuterungen in begründeten Fällen abweichen. 

 
Ausnahmebestimmungen 

(3) Soweit die EU-OPS bzw. die JAR-OPS 3 Verweise auf die JAR-FCL enthalten, sind die entspre-
chenden Bestimmungen der Zivilluftfahrtpersonalverordnung 2006 (ZLPV 2006), BGBl. II Nr. 
205/2006 in der jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 

 
 
Organisation von Luftfahrtunternehmen 
§ 5.  (1) Das Luftfahrtunternehmen hat unbeschadet der Bestimmungen der EU-OPS und der JAROPS 3 

1. im Betriebshandbuch (Operations Manual – OM), Teil A, zusätzlich zu den geforderten 
Fachbereichsleitern Stellvertreter zu benennen oder in der Organisation eine Stellvertreter-
regelung zu treffen und 
2. das sonstige flugbetriebliche und technische Personal in einem Stellenbesetzungsplan der 
zuständigen Behörde bekannt zu geben. 
 

Einverständniserklärung 
§ 7.  (1) Personen, die in den Fachbereichen Flugbetrieb, Instandhaltungssystem, Bodenbetrieb oder 

Schulung der Besatzung für Tätigkeiten, welche Einfluss auf die Flugsicherheit haben können, ein-
gesetzt werden, aber nicht ausschließlich in diesem Unternehmen beschäftigt sind, haben sämtliche 
Arten von beruflichen Tätigkeiten und die jeweiligen Dienstzeiten allen betroffenen Unternehmen be-
kannt zu geben. Die anderen beruflichen Tätigkeiten dürfen nur ausgeübt werden, wenn das Luft-
fahrtunternehmen bzw. – bei Einsatz in mehreren Luftfahrtunternehmen – die betroffenen Luftfahrt-
unternehmen dem schriftlich zugestimmt haben. Eine solche Zustimmung darf nur erteilt werden, 
wenn sichergestellt ist, dass das in Frage kommende Personal die im jeweiligen Betriebshandbuch 
(OM) festgelegten Flug-, Dienst- und Ruhezeitenregelungen einhält. Das in Frage kommende Per-
sonal ist verpflichtet, den betroffenen Luftfahrtunternehmen die Einhaltung dieser Bestimmungen je-
weils schriftlich zu bestätigen. 
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(2) Das Luftfahrtunternehmen ist dafür verantwortlich, dass vom flugbetrieblichen Personal (§ 13 
Abs. 1) die Regelungen über Flug-, Dienst– und Ruhezeiten, auch unter Berücksichtigung der au-
ßerhalb des Luftfahrtunternehmens geleisteten Tätigkeiten, eingehalten werden. 
 
(3) Piloten, die anderen beruflichen Tätigkeiten nachgehen, aber den betroffenen Luftfahrtunterneh-
men die Einhaltung der erforderlichen Ruhezeiten nicht nachweisen, bzw. außerhalb der betroffenen 
Luftfahrtunternehmen durchgeführte Flüge nicht bekannt geben, dürfen im gewerblichen Flugbetrieb 
nicht eingesetzt werden. 
 

 
2. Besonderer Teil 
A. Flugbetrieb 
 
Flugscheine (Tickets) 
§ 12.  (1) Es dürfen nur Personen befördert werden, für die ein Flugschein – allenfalls auch in elektroni-

scher Form (ETIX) – ausgestellt wurde, auf dem in geeigneter Weise auf die Haftungsverpflichtun-
gen aus dem Beförderungsvertrag hingewiesen wird. Ausgenommen davon sind Rettungsflüge im 
Sinne der Zivilluftfahrzeug-Ambulanz- und Rettungsflugverordnung (ZARV – 1985) BGBl. Nr. 
126/1985 in der jeweils geltenden Fassung. 

 
(4) Werden Flüge außerhalb der Betriebsgenehmigung des Luftfahrtunternehmens durchgeführt, 
sind die beförderten Personen vor Antritt des Fluges vom verantwortlichen Piloten nachweislich dar-
über zu informieren, dass es sich nicht um einen gewerblichen Flug im Rahmen des Luftfahrtunter-
nehmens handelt. 

 
Flugbetriebliches Personal 
§ 13.  (3) Die von einem Luftfahrtunternehmen für Hubschrauber eingesetzten verantwortlichen Piloten 

sowie alle Piloten, die Außenlasttransporte durchführen, müssen unbeschadet der in den JAR-OPS 
3 und in der Zivilluftfahrt-Personalverordnung 2006 (ZLPV 2006), BGBl. II Nr. 205/2006 normierten 
Voraussetzungen Mindestqualifikationen erfüllen, die von der zuständigen Behörde festzulegen und 
in luftfahrtüblicher Weise zu verlautbaren sind. 

 
§ 14.  (1) Die für den Einsatz in Luftfahrtunternehmen vorgesehenen Piloten haben unbeschadet der Best-

immungen der Zivilluftfahrt-Personalverordnung 2006 (ZLPV 2006), BGBl. II Nr. 205/2006 in der je-
weils geltenden Fassung, vor ihrem ersten Einsatz einen Überprüfungsflug in Form eines Profi-
ciency-Checks sowie in der Folge halbjährlich auf jedem Luftfahrzeugmuster, auf der sie im Unter-
nehmen verwendet werden, einen Proficiency-Check unter Aufsicht eines Prüfers oder Hubschrau-
berfluglehrers (Prüfer für FCL 2) einwandfrei auszuführen. 

 
(3) Verwendet das Luftfahrtunternehmen Flugzeuge der Flugleistungsklasse A oder C oder Hub-
schrauber der Flugleistungsklasse 1, 2 oder 3, so sind der Checkflug vor dem Einsatz des jeweiligen 
Piloten gemäß Abs. 1 im Luftfahrtunternehmen sowie die Befähigungsüberprüfungen (Proficiency-
Checks) entweder auf einem synthetischen Übungsgerät, dessen Verwendung die zuständige Be-
hörde genehmigt hat, oder auf einem Flugzeug bzw. Hubschrauber des betreffenden Musters zu ab-
solvieren. 

 
(5) Über die Durchführung von Proficiency-Checks auf Luftfahrzeugen, welche nur über einen Pilo-
tensitz verfügen und die ausschließlich nach Sichtflugregeln betrieben werden, ist das Einverneh-
men mit der zuständigen Behörde herzustellen. 
 
(9) Der Fachbereichsleiter Flugbetrieb oder von diesem besonders ermächtigte Piloten mit der ent-
sprechenden Klassen- oder Musterberechtigung haben – auch ohne vorherige Bekanntgabe – Über-
prüfungen des flugbetrieblichen Personals im Fluge vorzunehmen bzw. zu veranlassen und darüber 
Aufzeichnungen zu führen. 
 
(10) Das Luftfahrtunternehmen ist dafür verantwortlich, dass vom flugbetrieblichen Personal die flug-
betrieblich relevanten Bestimmungen, wie insbesondere die im Anhang 1 und 2 geregelten Flug-, 
Dienst- und Ruhezeiten, eingehalten werden. 
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Flug- und Dienstzeiten und Ruhevorschriften für Flugbesatzungsmitglieder von Hubschraubern 
1. Ziel und Anwendungsbereich 

1.1. Das Luftfahrtunternehmen hat für die Besatzungsmitglieder eine Regelung zur Begrenzung der 
Flug- und Dienstzeiten und zu Ruhezeiten festzulegen. 
1.2. Das Luftfahrtunternehmen hat für alle Flüge sicherzustellen, dass 

1.2.1. die Regelung zur Begrenzung der Flug- und Dienstzeiten und zu Ruhezeiten in Ein-
klang steht sowohl mit 
a) den Bestimmungen dieses Abschnitts als auch 
b) allen zusätzlichen Bestimmungen, die von der zuständigen Behörde gemäß den Bestim-
mungen dieses Abschnitts zur Aufrechterhaltung der Flugsicherheit angewandt werden; 
1.2.2. die Flüge so geplant werden, dass sie innerhalb des erlaubten Flugdienstzeitraums 
beendet werden, wobei die für die Flugvorbereitung notwendige Zeit, die Flugzeiten und die 
Aufenthaltszeiten am Boden zu berücksichtigen sind; 
1.2.3. die Dienstpläne so frühzeitig ausgearbeitet und bekannt gegeben werden, dass die 
Besatzungsmitglieder die Möglichkeit haben, angemessene Ruhezeiten einzuplanen. 

1.3. Pflichten des Luftfahrtunternehmens 
1.3.1. Das Luftfahrtunternehmen hat für jedes Besatzungsmitglied die Heimatbasis anzuge-
ben. 
1.3.2. Das Luftfahrtunternehmen hat die Beziehung zwischen der Häufigkeit und der Länge 
und Abfolge von Flugdienstzeiten und Ruhezeiten zu beachten und die kumulativen Auswir-
kungen von langen Dienstzeiten, die nur von Mindestruhezeiten unterbrochen werden, an-
gemessen zu berücksichtigen. 
1.3.3. Das Luftfahrtunternehmen hat die Dienste so zu planen, dass unerwünschte Praktiken 
wie abwechselnder Tag-/Nachtdienst oder die Positionierung von Besatzungsmitgliedern in 
einer Weise, die zu einer ernsthaften Störung etablierter Schlaf-/Arbeitszyklen führt, vermie-
den werden. 
1.3.4. Das Luftfahrtunternehmen hat dienstfreie Ortstage einzuplanen und sie den Besat-
zungsmitgliedern im Voraus bekannt zu geben. 
1.3.5. Das Luftfahrtunternehmen hat sicherzustellen, dass die Ruhezeiten den Besatzungs-
mitgliedern ausreichend Zeit geben, sich von den Auswirkungen des vorangegangenen 
Dienstes zu erholen und zu Beginn der darauf folgenden Flugdienstzeit gut ausgeruht zu 
sein. 
1.3.6. Das Luftfahrtunternehmen hat sicherzustellen, dass die Flugdienstzeiten so geplant 
werden, dass die Besatzungsmitglieder ausreichend ermüdungsfrei bleiben können, um ih-
ren Dienst unter allen Umständen mit befriedigendem Sicherheitsniveau ausüben zu kön-
nen. 

1.4. Pflichten des Besatzungsmitglieds 
1.4.1. Ein Besatzungsmitglied darf keinen Hubschrauber führen, wenn ihm bewusst ist, dass 
es ermüdet ist oder die Gefahr der Ermüdung besteht, oder es sich so unwohl fühlt, dass der 
Flug gefährdet sein könnte. 
1.4.2. Besatzungsmitglieder sollten die zur Verfügung gestellten Gelegenheiten und Einrich-
tungen für Ruhepausen bestmöglich nutzen und ihre Ruhezeiten ordnungsgemäß planen 
und in Anspruch nehmen. 

 
 
Kommentar 
 
Die AOCV regelt die flugbetrieblichen und technischen Grundlagen für das Luftverkehrsbetreiberzeugnis (Air 
Operator Certificate – AOC) als Voraussetzung für die Erteilung und Aufrechterhaltung einer Betriebsge-
nehmigung für den gewerblichen Luftverkehr. Sie erklärt, welches Recht anzuwenden ist. Im gegenständli-
chen Fall wird im allgemeinen Teil auf die Anwendbarkeit der JAR-OPS 3 verwiesen. 
 
Es wird in der AOCV grundsätzlich gefordert: 

• Betriebshandbuch 

• Stellenbesetzungsplan im Management System, der Behörde übermittelt 

• Schulungen 

• Flug-, Dienst- und Ruhezeitenregelungen 

• Piloten und anderweitige Tätigkeiten 
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Für den Flugbetrieb wird gefordert: 

• Flugtickets 

• Flugbetriebliches Personal mit Mindestqualifikationen, also Überprüfungsflüge und regelmäßige Be-
fähigungsüberprüfungen entweder am Fluggerät oder an Simulatoren 

• Flug und Dienstzeiten sowie Ruhevorschriften. Darin enthalten detaillierte Regelungen zu den Pflich-
ten des Luftfahrtunternehmens beziehungsweise des Betreibers. 

 
In der praktischen Anwendung für den Flugbetrieb wird für die gewerbsmäßige Beförderung mit Hubschrau-
bern auf die JAR-OPS 3 verwiesen. 
 
Auf nicht gewerbliche Flüge ist die AOCV nicht anzuwenden.  
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2.6 JAR-OPS 3 Bestimmungen über die gewerbsmäßige Beförderung von Perso-
nen und Sachen in Hubschraubern (JAR-OPS 3 deutsch), vom 28. Januar 2008 

 
 
ABSCHNITT B – Allgemeines 
 
JAR-OPS 3.005 Allgemeine Vorschriften 

(a) Der Luftfahrtunternehmer darf Hubschrauber zum Zwecke der gewerbsmäßigen Beförderung nur 
in Übereinstimmung mit den Bestimmungen von JAR-OPS 3 betreiben. 

 
(c) Jeder Hubschrauber ist in Übereinstimmung mit den in seinem Lufttüchtigkeitszeugnis enthalte-
nen Angaben und innerhalb der im Flughandbuch enthaltenen zugelassenen Betriebsgrenzen zu be-
treiben. (Siehe Anhang 1 zu JAR-OPS 3.005(c).) 

 
(f) Flugbetrieb mit Hubschraubern mit einer höchstzulässigen Startmasse von 3.175 kg oder weni-
ger, mit einer höchsten genehmigten Fluggastsitzanzahl von 9 oder weniger, am Tage und auf Flug-
strecken, auf denen anhand von Sichtmerkmalen am Boden navigiert wird, muss in Übereinstim-
mung mit den Bestimmungen in JAR-OPS 3 durchgeführt werden. 
 
 

Anhang 1 zu JAR-OPS 3.005(f) 
Betrieb mit kleinen Hubschraubern (nur nach Sichtflugregeln am Tage) 

 
(7) JAR-OPS 3.255 Kraftstoff. Die Absätze (b) bis (d) müssen nicht angewendet werden, 
wenn die in JAR-OPS 3.255(a) geforderte Kraftstoffberechnung sicherstellt, dass bei Been-
digung des Fluges oder einer Reihe von Flügen der verbleibende Kraftstoff mindestens der 
Menge entspricht, die für 30 Minuten Flugzeit mit normaler Reisefluggeschwindigkeit aus-
reicht (diese Flugzeit darf auf 20 Minuten reduziert werden, wenn in einem Gebiet geflogen 
wird, in dem jederzeit eine sichere Landung möglich ist). Die Kraftstoffendreserve muss zur 
Erfüllung der Bestimmungen von JAR-OPS 3.375(c) im Betriebshandbuch angegeben sein. 
 
(10) JAR-OPS 3.290 Flugvorbereitung. 

(ii) Für örtlich nicht begrenzten Flugbetrieb: 
(A) JAR-OPS 3.290(a). Nutzung eines vereinfachten Formulars in Abhän-
gigkeit vom durchgeführten Flugbetrieb. 

 
(11) JAR-OPS 3.375 Kraftstoffmanagement während des Fluges. Anhang 1 zu JAR-OPS 
3.375 braucht nicht angewendet zu werden (siehe (d)(14) unten). 

 
(14) Anhang 1 zu JAR-OPS 3.375 Kraftstoffmanagement während des Fluges. Entfällt. 

 
 
JAR-OPS 3.020 Gesetze, Vorschriften und Verfahren - Pflichten des Luftfahrtunternehmers 

(a) Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass: 
(1) die Mitarbeiter auf die Einhaltung der für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben maßgeben-
den Gesetze, Vorschriften und Verfahren der vom Flugbetrieb betroffenen Staaten hinge-
wiesen werden,  
(2) die Besatzungsmitglieder mit den für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben maßgebenden 
Gesetzen, Vorschriften und Verfahren vertraut sind. 
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ABSCHNITT D – Betriebliche Verfahren 
 
JAR-OPS 3.195 Betriebliche Steuerung 

Der Luftfahrtunternehmer hat: 
(a) ein von der Behörde genehmigtes Verfahren zur betrieblichen Steuerung festzulegen 
und aufrecht zu erhalten und 
(b) betriebliche Steuerung für jeden unter seinem AOC durchgeführten Flug auszuüben. 

 
JAR-OPS 3.200 Betriebshandbuch 

Der Luftfahrtunternehmer hat ein Betriebshandbuch gemäß Abschnitt P für den Gebrauch durch das 
Betriebspersonal und dessen Anleitung bereitzustellen. 

 
JAR-OPS 3.205 Befähigung des Betriebspersonals 

Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass alle Personen, die dem Bodenbetrieb oder Flug-
betrieb zugeteilt oder dort direkt eingesetzt sind, ordnungsgemäß eingewiesen sind, ihre Fähigkeiten 
in ihren speziellen Aufgaben nachgewiesen haben und sich ihrer Verantwortung und der Auswirkung 
ihrer Tätigkeit auf den gesamten Betrieb bewusst sind. 

 
JAR-OPS 3.210 Festlegung von Verfahren 

(a) Der Luftfahrtunternehmer hat für jedes Hubschraubermuster Verfahren und Anweisungen festzu-
legen, die die Aufgaben des Bodenpersonals und der Besatzungsmitglieder für jede vorgesehene Art 
von Flug- und Bodenbetrieb enthalten. 
(d) Der Luftfahrtunternehmer darf nicht gestatten, dass ein Hubschrauberrotor mit Motorkraft zum 
Zwecke des Fliegens gedreht wird, ohne dass sich ein qualifizierter Pilot am Steuer befindet.  

 
JAR-OPS 3.240 Flugstrecken und -gebiete 

(a) Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass der Flugbetrieb nur auf Strecken und in Ge-
bieten durchgeführt wird, für die: 

(1) Bodenanlagen und Bodendienste, einschließlich der Wetterdienste, vorhanden sind, die 
für den geplanten Betrieb geeignet sind,  
(2) die Leistung des einzusetzenden Hubschraubers ausreicht, um die geforderten Mindest-
flughöhen einzuhalten, 
(3) die Ausrüstung des einzusetzenden Hubschraubers die Mindestforderungen für den ge-
planten Flugbetrieb erfüllt, 
(4) geeignetes Kartenmaterial gemäß JAR-OPS 3.135(a)(9) zur Verfügung steht, 
(5) beim Betrieb von Hubschraubern in der Flugleistungsklasse 3 Flächen vorhanden sind, 
die die Durchführung einer sicheren Notlandung ermöglichen, es sei denn, es liegt eine Ge-
nehmigung vor, nach der der Hubschrauber in Übereinstimmung mit Anhang 1 zu JAR-OPS 
3.005(e) betrieben werden darf 

 
JAR-OPS 3.250 Festlegung von Mindestflughöhen 

(a) Der Luftfahrtunternehmer hat Mindestflughöhen und die Methoden zur Bestimmung dieser Höhen 
für alle zu befliegenden Streckenabschnitte, die den geforderten Bodenabstand sicherstellen, unter 
Berücksichtigung der Bestimmungen der Abschnitte F bis I festzulegen. 
(b) Die Methode zur Festlegung der Mindestflughöhen bedarf der Genehmigung durch die Luftfahrt-
behörde. 
(c) Sind die Mindestflughöhen, die von Staaten festgelegt wurden, deren Gebiet überflogen wird, 
größer als die vom Luftfahrtunternehmer festgelegten Höhen, müssen die höheren Werte angewen-
det werden. 
(d) Der Luftfahrtunternehmer hat bei der Festlegung der Mindestflughöhen folgende Faktoren zu be-
rücksichtigen: 

(1) die Genauigkeit mit der die Position des Hubschraubers bestimmt werden kann, 
(2) wahrscheinliche Ungenauigkeiten in den Anzeigen der benutzten Höhenmesser, 
(3) die Besonderheiten des Terrains (z.B. schroffe Geländehöhenänderungen) entlang der 
Flugstrecken oder in den Fluggebieten, 
(4) die Wahrscheinlichkeit, auf ungünstige Wetterbedingungen zu treffen (z.B. starke Turbu-
lenzen und Abwinde), 
(5) mögliche Ungenauigkeiten der Luftfahrtkarten. 

(e) Für die Erfüllung der Bestimmungen des Absatzes (d) ist folgendes zu beachten: 
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(1) Berichtigungen bei Temperatur und Druckabweichungen von den Standardwerten, 
(2) Forderungen der Flugverkehrskontrollstellen, 
(3) unvorhergesehene Ereignisse auf der geplanten Flugstrecke. 

 
JAR-OPS 3.255 Kraftstoff 

(a) Der Luftfahrtunternehmer hat die Grundsätze für die Kraftstoffermittlung zum Zweck der Flugpla-
nung und der Umplanung während des Fluges festzulegen; dabei ist sicherzustellen, dass für jeden 
Flug für den geplanten Betrieb genügend Kraftstoff und für Abweichungen vom geplanten Betrieb 
genügend Reserven an Bord sind. 

 
JAR-OPS 3.290 Flugvorbereitung 

(a) Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass für jeden beabsichtigten Flug ein Flugdurch-
führungsplan erstellt wird. 
(b) Der Kommandant darf einen Flug nur antreten, wenn er sich überzeugt hat, dass: 

(1) der Hubschrauber lufttüchtig ist, 
(2) der Hubschrauber in Übereinstimmung mit der Konfigurationsabweichungsliste (CDL) be-
trieben wird, 
(3) die gemäß den Bestimmungen der Abschnitte K und L für den durchzuführenden Flug er-
forderliche Instrumentierung und Ausrüstung vorhanden ist,  
(4) die Instrumentierung und die Ausrüstung in betriebsbereitem Zustand sind, es sei denn, 
in der Mindestausrüstungsliste ist etwas anderes vorgesehen, 
(5) die Teile des Betriebshandbuches, die für die Durchführung des Fluges erforderlich sind, 
zur Verfügung stehen, 
(6) die Dokumente, die zusätzlichen Informationen und Formblätter, die nach JAR-OPS 
3.125 und JAR-OPS 3.135 erforderlich sind, sich an Bord befinden, 
(7) das gültige Kartenmaterial und die dazugehörigen Angaben oder gleichwertige Unterla-
gen zur Verfügung stehen, um den beabsichtigten Betrieb des Hubschraubers einschließlich 
etwaiger zu erwartender Umleitungen durchführen zu können, 
(8) die für den geplanten Flug erforderlichen Bodenanlagen und Bodendienste zur Verfü-
gung stehen und geeignet sind,  
(9) die im Betriebshandbuch festgelegten Bestimmungen hinsichtlich der Kraftstoff- und Öl-
mengen, der Sauerstoffanforderungen, Sicherheitsmindesthöhen, Betriebsmindestbedin-
gungen für den Hubschrauberflugplatz und der Verfügbarkeit geforderter Ausweich-
Hubschrauberflugplätze für den geplanten Flug erfüllt werden können, 
(10) die Ladung ordnungsgemäß verteilt und gesichert ist, 
(11) mit der Masse des Hubschraubers zu Beginn des Starts der Flug gemäß den anwend-
baren Bestimmungen in den Abschnitten F bis I durchgeführt werden kann, 
(12) alle weiteren über die in den Absätzen (9) und (11) genannten betrieblichen Beschrän-
kungen hinausgehenden Bestimmungen erfüllt werden können. 

 
JAR-OPS 3.300 Flugplanabgabe an die 
Flugverkehrsdienste 

Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass ein Flug nur angetreten wird, wenn ein Flugplan 
an die Flugverkehrsdienste (ATS Flight Plan) eingereicht oder eine andere geeignete Information 
hinterlegt oder unmittelbar nach dem Start übermittelt wurde, um gegebenenfalls die Einschaltung 
des Flugalarmdienstes zu ermöglichen. 

 
JAR-OPS 3.340 Wetterbedingungen 

(b) Der Kommandant darf bei einem Flug nach Sichtflugregeln den Start nur beginnen, wenn die ak-
tuellen Wettermeldungen oder eine Kombination von aktuellen Wettermeldungen und Wettervorher-
sagen darauf hinweisen, dass die Wetterbedingungen entlang der Flugstrecke oder auf dem nach 
Sichtflugregeln zu befliegenden Teil der Flugstrecke in dem betreffenden Zeitraum die Befolgung 
dieser Regeln ermöglichen. 

 
JAR-OPS 3.350 Betriebsstoffmengen 

Der Kommandant darf einen Flug nur antreten, wenn er sich davon überzeugt hat, dass mindestens 
die geplanten Kraftstoff- und Ölmengen mitgeführt werden, um den Flug unter den zu erwartenden 
Betriebsbedingungen sicher durchführen zu können. 
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JAR-OPS 3.365 Mindestflughöhen 

Der steuernde Pilot darf außer bei Start und Landung oder im Sinkflug in Übereinstimmung mit den 
behördlich genehmigten Verfahren die festgelegten Mindestflughöhen nicht unterschreiten. 

 
 
ABSCHNITT N – Flugbesatzung 
 
JAR-OPS 3.940 Zusammensetzung der Flugbesatzung 

(a) Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass: 
(3) jedes Flugbesatzungsmitglied im Besitz der erforderlichen gültigen Lizenz ist, die den An-
forderungen der Luftfahrtbehörde genügt, und über die notwendige Qualifikation zur Wahr-
nehmung der ihm zugeteilten Aufgaben verfügt 

 
JAR-OPS 3.950 Unterschiedsschulung und Vertrautmachen 

(a) Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass ein Flugbesatzungsmitglied folgende Schu-
lung erhält: 

(1) Unterschiedsschulung (Differences training), die zusätzliche Kenntnisse und Schulung 
auf einem geeigneten Übungsgerät oder dem Hubschrauber erfordert: 

(i) bei dem Einsatz auf einer anderen Baureihe eines Hubschraubers oder 
(ii) bei einer bedeutenden Änderung der Ausrüstung und/oder der Verfahren für ver-
wendete Muster oder Baureihen. 

(2) Vertrautmachen (Familiarisation Training), das zusätzliche Kenntnisse erfordert: 
(i) bei dem Einsatz auf einem anderen Hubschrauber desselben Musters oder 
(ii) bei einer bedeutenden Änderung der Ausrüstung und/oder der Verfahren für ver-
wendete Muster oder Baureihen. 

(b) Der Luftfahrtunternehmer hat im Betriebshandbuch die Fälle festzulegen, in denen die unter Ab-
satz (a) genannten Schulungsmaßnahmen durchzuführen sind.  

 
 
JAR-OPS 3.965 Wiederkehrende Schulung und Überprüfung 

(a) Allgemeines Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass: 
(1) jedes Flugbesatzungsmitglied für das Muster oder die Baureihe, auf dem/der es einge-
setzt wird, wiederkehrend geschult und überprüft wird, 
(2) für die wiederkehrende Schulung und Überprüfung ein von der Luftfahrtbehörde aner-
kanntes Programm im Betriebshandbuch festgelegt ist, 
(3) wiederkehrende Schulung durch folgendes Personal erfolgt: 

(i) Theorie- und Auffrischungsschulung durch entsprechend qualifiziertes Personal,  
(b) Befähigungsüberprüfung (Operator Proficiency Check) 

(1) Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass: 
(i) jedes Flugbesatzungsmitglied Befähigungsüberprüfungen unterzogen wird, um 
seine Fähigkeit nachzuweisen, normale, außergewöhnliche und Notverfahren (nor-
mal, abnormal and emergency procedures) durchzuführen, 

(2) Die Gültigkeitsdauer einer Befähigungsüberprüfung beträgt 6 Kalendermonate, zuzüglich 
des verbleibenden Rests  des Ausstellungsmonats. Wird die nächste Überprüfung innerhalb 
der letzten drei Kalendermonate der Gültigkeitsdauer durchgeführt, gilt sie für 6 Kalender-
monate ab dem Tag, an dem die vorangegangene Überprüfung ungültig wird. Bevor ein 
Flugbesatzungsmitglied ohne gültige Instrumentenflugberechtigung Flüge unter Sichtflugbe-
dingungen bei Nacht durchführen darf, muss es sich einer Befähigungsüberprüfung bei 
Nacht unterziehen. Danach muss jede zweite Befähigungsüberprüfung bei Nacht stattfinden. 

(c) Streckenflugüberprüfung (Line Check) Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass sich 
jedes Flugbesatzungsmitglied einer Streckenflugüberprüfung im Hubschrauber unterzieht, bei der 
seine Fähigkeit zur Durchführung des normalen im Betriebshandbuch festgelegten Streckenflugbe-
triebes überprüft wird. Die Gültigkeitsdauer einer Streckenflugüberprüfung beträgt 12 Kalendermona-
te, zuzüglich des verbleibenden Rests des Ausstellungsmonats. Wird die nächste Überprüfung in-
nerhalb der letzten 3 Kalendermonate der Gültigkeitsdauer durchgeführt, gilt sie für 12 Kalendermo-
nate ab dem Tag, an dem die vorangegangene Überprüfung ungültig wird. 
(d) Schulung und Überprüfung des Gebrauchs der Not- und Sicherheitsausrüstung  
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JAR-OPS 3.970 Fortlaufende Flugerfahrung 

(a) Der Luftfahrtunternehmer hat sicherzustellen, dass: 
(1) ein Pilot nur dann auf einem Hubschrauber eingesetzt wird, wenn er innerhalb der letzten 
90 Tage mindestens 3 Starts, 3 Platzrunden und 3 Landungen als steuernder Pilot auf einem 
Hubschrauber desselben Musters oder in einem Flugsimulator des einzusetzenden Hub-
schraubermusters durchgeführt hat 
 

 
Kommentar 
 
Die allgemeinen Vorschriften regeln die Einhaltung der Bestimmungen der JAR-OPS 3, die Aufrechterhal-
tung der Lufttüchtigkeit und Einhaltung der Betriebsgrenzen gemäss Betriebshandbüchern und die Unter-
scheidung, ob es sich um ein technisch kompliziertes oder ein technisch nicht kompliziertes Luftfahrzeug 
handelt durch die Festsetzung einer Startmassenobergrenze. 
 
Die JAR-OPS 3 regelt im Anhang 1 zu JAR-OPS 3.005(f) den Betrieb mit kleinen Hubschraubern nach Sicht-
flugregeln am Tag. Dahingehend gibt es Einschränkungen zur Örtlichkeit. Es gibt weiters die Anforderung 
der behördlichen Genehmigung dafür und der Notwendigkeit eines Flugdurchführungsplans, sofern der 
Flugbetrieb örtlich nicht begrenzt ist. Es gibt für kleine Hubschrauber Erleichterungen bei aufzubewahrenden 
Informationen und Dokumenten am Boden, bei der Inanspruchnahme von Flugverkehrsdiensten und bei der 
Auswahl von geeigneten Hubschrauberlandeplätzen. 
 
Ebenfalls Erleichterungen gibt es bei der Kraftstoffberechnung. Eine gemäss JAR-OPS 3.255 durchgeführte 
Kraftstoffberechnung stellt sicher, dass für den geplanten Betrieb und den geplanten Flug ausreichend Kraft-
stoff und ausreichend Kraftstoffreserven eingeplant und mitgeführt werden. Die Erleichterung in Anhang 
Anhang 1 zu JAR-OPS 3.005(f) erlaubt die eingeschränkte Kraftstoffberechnung mit der Auflage, dass bei 
Beendigung des Fluges oder einer Reihe von Flügen der verbleibende Kraftstoff mindestens der Menge 
entspricht, die für 30 Minuten Flugzeit mit normaler Reisefluggeschwindigkeit ausreicht (diese Flugzeit darf 
auf 20 Minuten reduziert werden, wenn in einem Gebiet geflogen wird, in dem jederzeit eine sichere Lan-
dung möglich ist). Die Kraftstoffendreserve muss zur Erfüllung der Bestimmungen von JAR-OPS 3.375(c) im 
Betriebshandbuch angegeben sein. 
 
Ein Kraftstoffmanagement während des Fluges entfällt ebenso aufgrund dieser Erleichterung. 
 
Ein weiterer Sicherheitsaspekt wird im Paragraphen „Flugstrecken und -gebiete“ behandelt, der auf die Si-
cherstellung des Luftfahrtunternehmers abzielt, Flugstrecken so zu wählen, dass unter anderem die gefor-
derten und behördlich genehmigten Mindestflughöhen eingehalten werden können.  
 
Ebenso muss der Betreiber sicherstellen, dass das eingesetzte Personal über entsprechende Flugerfahrung 
verfügt, mit den Verfahren des gewerblichen Betreibers vertraut ist und aufgrund dieser Vertrautheit Be-
triebsgrenzen und Mindestflughöhen einhält und eine entsprechende Flugvorbereitung durchführt. Im Ge-
genzug muss sich der Betreiber darauf verlassen können, dass das Personal diese Verfahren sowie Geset-
ze und Vorschriften einhält. 
 
Ein gewerblicher Flug unter Einhaltung der sehr umfassend geregelten Vorschriften speziell im Bereich der 
Flugstrecke, der Mindestflughöhen und der Kraftstoffplanung liefert ein enges Korsett an Auflagen, die das 
Ziel verfolgen, einen sicheren Flugbetrieb zu gewährleisten und möglichen Unfallszenarien vorzubeugen. 
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3 Geltende Regularien 

 

3.1 Verordnung (EU) Nr. 923/2012 gemeinsamer Luftverkehrsregeln und Betriebs-
vorschriften für Dienste und Verfahren der Flugsicherung in Ö ab 04.12.2014 
(SERA) 

 
(1) Gegenstand dieser Verordnung ist die Festlegung gemeinsamer Luftverkehrsregeln und Be-
triebsvorschriften für Dienste und Verfahren der Flugsicherung, die für den allgemeinen Luftverkehr 
innerhalb des Geltungsbereichs der Verordnung (EG) Nr. 551/2004 gelten. 
(2) Diese Verordnung gilt insbesondere für Luftraumnutzer und Luftfahrzeuge, die am allgemeinen 
Luftverkehr teilnehmen und 

a) Flüge in die Union, innerhalb der Union oder aus der Union durchführen, 
b) die Staatszugehörigkeits- und Eintragungszeichen eines Mitgliedstaats der Union tragen 
und auf eine Weise in einem Luftraum betrieben werden, bei der sie nicht gegen die Regeln 
verstoßen, die von dem Staat veröffentlicht wurden, der die Gerichtsbarkeit über das über-
flogene Gebiet hat. 

(3) Diese Verordnung gilt auch für die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten, Flugsicherungsor-
ganisationen und das betreffende am Flugbetrieb beteiligte Bodenpersonal. 

 
 
 
Kommentar 
 
Im Wesentlichen gibt es keine Änderungen zu den im Jahr 2014 noch geltenden LVR in Bezug auf den ge-
werblichen oder nicht gewerblichen Betrieb. Die Verhaltensregeln gelten immer und für alle Teilnehmer des 
Luftverkehrs.  
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3.2 Verordnung (EU) Nr. 1008/2008 idgF 

 
Kommentar 
 
Es zeigen sich zum Jahr 2014 keine wesentlichen Unterschiede.  
 
Geregelt werden die Betriebsgenehmigung, das AOC, Leasing, Erbringung innergemeinschaftlicher Flugdienste, 

Verkehrsaufteilung, Umweltschutz, Preisfestsetzungen, Bodenabfertigung etc.  
 
Es wird keine nennenswerte Unterscheidung zwischen gewerblichem und nicht gewerblichem Flugbetrieb er-
wähnt. 
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3.3 LFG, Fassung vom 17.08.2021 

 
Betriebsaufnahmebewilligung 
 
§ 108. (1) Der Betrieb eines Luftbeförderungsunternehmens darf nur auf Grund einer auf Antrag des Inha-
bers der Beförderungsbewilligung von der Austro Control GmbH erteilten Bewilligung aufgenommen werden 
(Betriebsaufnahmebewilligung). 
(2) Die Aufnahme des Betriebes ist zu bewilligen, wenn die im Bescheid über die Beförderungsbewilligung 
auferlegten Verpflichtungen erfüllt sind und die Verkehrssicherheit gewährleistet ist sowie der Abschluss der 
dem § 164 oder der Verordnung (EG) Nr. 785/2004 entsprechenden Versicherungen nachgewiesen wurde. 
Die Bewilligung ist schriftlich zu erteilen, andernfalls liegt ein mit Nichtigkeit bedrohter Fehler vor. 
(3) Ist auf Grund einer Verordnung gemäß § 131 oder auf Grund unionsrechtlicher Bestimmungen für die 
Durchführung von den in § 102 Abs. 1 genannten Beförderungen ein gültiges Luftverkehrsbetreiberzeugnis 
oder die Abgabe einer Erklärung über die Fähigkeit und Mittel zur Erfüllung der Verantwortlichkeiten erfor-
derlich, ersetzt die Ausstellung dieses Zeugnisses oder die Abgabe der Erklärung die Erteilung der Betriebs-
aufnahmebewilligung gemäß Abs. 1. Zusätzlich ist der Austro Control GmbH der Abschluss der dem § 164 
oder der Verordnung (EG) Nr. 785/2004 entsprechenden Versicherungen nachzuweisen. 
 
3. Abschnitt 
Betrieb von Zivilluftfahrzeugen  
§ 131.  
14. …oder von durch den Einfluss psychoaktiver Substanzen oder von Alkohol bedingten Gefährdungen zu 
treffenden Maßnahmen. (neu) 
 
 
Kommentar 
 
Die Betriebsaufnahmebewilligung nach LFG § 108 wurde nunmehr nach der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 
durch ein „Rundflug-AOC“ („A to A“) ersetzt.  
 
Es zeigen sich zum Jahr 2014 keine wesentlichen Unterschiede bis auf die Erweiterung des LFG, dass 
nunmehr auch der Einfluss psychoaktiver Substanzen oder von Alkohol beim Betrieb von Luftfahrzeugen 
reguliert wird. 
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3.4 AOCV 2008, Fassung vom 17.08.2021 

 
1. Abschnitt 
Luftverkehrsunternehmen 
 
1. Allgemeiner Teil 
 
Geltungsbereich 
§ 1.  (1) Dieser Abschnitt regelt allgemeine flugbetriebliche Anforderungen sowie flugbetriebliche und 

technische Grundlagen als Voraussetzung für die Erteilung und Aufrechterhaltung folgender Ge-
nehmigungen: 

1. Betriebsgenehmigung für den gewerblichen Luftverkehr im Sinne der Verordnung (EG) Nr. 
1008/2008 über gemeinsame Vorschriften für die Durchführung von Luftverkehrsdiensten in 
der Gemeinschaft, ABl. Nr. L 293 vom 31.10.2008 S. 3, in der jeweils geltenden Fassung, 
und 
2. Beförderungsbewilligung gemäß § 102 Abs. 1 Luftfahrtgesetz, BGBl. Nr. 253/1957 – LFG, 
in der jeweils geltenden Fassung, für Rundflüge mit Luftfahrzeugen gemäß Anhang I der 
Verordnung (EU) 2018/1139 zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt 
und zur Errichtung einer Agentur der Europäischen Union für Flugsicherheit, ABl. Nr. L 212 
vom 22.08.2018 S. 1, für die ein Lufttüchtigkeitszeugnis nach den Standards des Anhanges 
8 des Abkommens über die Internationale Zivilluftfahrt – AIZ, BGBl. Nr. 97/1949, in der je-
weils geltenden Fassung, ausgestellt wurde und die zu grenzüberschreitenden Flügen im in-
ternationalen Luftverkehr berechtigt sind. 

Im Hinblick auf die in Z 2 genannten Luftbeförderungsunternehmen sind die Bestimmungen über die 
Erteilung und Aufrechterhaltung des Luftverkehrsbetreiberzeugnisses (Air Operator Certificate – 
AOC) gemäß Abs. 2 unter Beachtung der in Anhang 3 festgelegten Bedingungen und Einschrän-
kungen anzuwenden. 
(3) Anträge auf Ausstellung und auf Änderung eines AOC sind bei der zuständigen Behörde einzu-
bringen. Das AOC ist im Interesse der Sicherheit der Luftfahrt für die Dauer eines Jahres ab seiner 
Ausstellung und danach auf jeweils fünf Jahre zu befristen.  

 
Einverständniserklärung 
§ 7.  (2) Das Luftverkehrsunternehmen ist dafür verantwortlich, dass vom flugbetrieblichen Personal (§ 13 

Abs. 1) die Regelungen über Flug-, Dienst– und Ruhezeiten, auch unter Berücksichtigung der au-
ßerhalb des Luftverkehrsunternehmens geleisteten Tätigkeiten, eingehalten werden. 
(3) Piloten, die anderen beruflichen Tätigkeiten nachgehen, aber den betroffenen Luftverkehrsunter-
nehmen die Einhaltung der erforderlichen Ruhezeiten nicht nachweisen, bzw. außerhalb der be-
troffenen Luftverkehrsunternehmen durchgeführte Flüge nicht bekannt geben, dürfen im gewerbli-
chen Flugbetrieb nicht eingesetzt werden.  

 
 
2. Besonderer Teil 
A. Flugbetrieb 
 
Flugbetriebliches Personal 
§ 14. Das Luftverkehrsunternehmen ist dafür verantwortlich, dass vom flugbetrieblichen Personal die flugbe-
trieblich relevanten Bestimmungen, wie insbesondere die in den Anhängen geregelten Flug-, Dienst- und 
Ruhezeiten, eingehalten werden. 
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2. Abschnitt 
Sonstiger Flugbetrieb 
 
Anwendungsbereich 
 
Unionsrechtliche Bestimmungen betreffend den nicht gewerblichen Luftverkehrsbetrieb 
§ 20c.  (1) Soweit Bestimmungen über den nichtgewerblichen Luftverkehrsbetrieb mit Flugzeugen und Hub-

schraubern (NCO) und von technisch komplizierten motorgetriebenen Luftfahrzeugen (NCC) sowie 
über die Durchführung von Flugschulungen im Rahmen von Ausbildungseinrichtungen in der Ver-
ordnung (EU) Nr. 965/2012 in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 800/2013 zur Änderung der 
Verordnung (EU) Nr. 965/2012 zur Festlegung technischer Vorschriften und von Verwaltungsverfah-
ren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Par-
laments und des Rates, ABl. Nr. L 227 vom 24.08.2013 S.1, festgelegt sind, sind diese, soweit in 
Abs. 2 nicht etwas anderes festgelegt ist, ab dem 25. August 2016 anzuwenden. 
(2) Gemäß Art. 10 Abs. 3 der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 in der Fassung der Verordnung (EU) 
Nr. 800/2013 wird festgelegt: 

1. Erklärungen über die Fähigkeit und Mittel zur Erfüllung der Verantwortlichkeiten im Zu-
sammenhang mit dem Betrieb von Luftfahrzeugen gemäß Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 965/2012 in der Fassung der Verordnung (EU) Nr. 800/2013 sowie Anträge auf Sonder-
genehmigungen gemäß Anhang V (Teil-SPA) und Anträge auf Erteilung von Genehmigun-
gen gemäß Anhang VI (Teil-NCC) der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 in der Fassung der 
Verordnung (EU) Nr. 800/2013 sind ab dem 25. Dezember 2015 bis längstens 25. Februar 
2016 bei der Austro Control GmbH einzubringen.  

 
 
Flug-, Dienst- und Ruhezeitenregelung für das fliegende Personal von NCC-Betreibern 
§ 20g.  (1) Für das fliegende Personal von Betreibern, die nicht gewerblichen Betrieb technisch komplizierter 

motorgetriebener Flugzeuge oder Hubschrauber, einschließlich nichtgewerblichen spezialisierten 
Flugbetrieb mit diesen Luftfahrzeugen, durchführen, darf die Blockzeit 900 Stunden pro Kalenderjahr 
und die Arbeitszeit 2000 Stunden pro Kalenderjahr nicht überschreiten. Die Jahresarbeitszeit ist 
möglichst gleichmäßig zu verteilen. 
(2) Das in Abs. 1 genannte fliegende Personal hat im Voraus bekanntzugebende arbeitsfreie Tage 
im folgenden Ausmaß zu erhalten: 

1. mindestens 7 Ortstage pro Kalendermonat (diese können die gesetzlich vorgeschriebenen 
Ruhezeiten miteinschließen) und 
2. mindestens 96 Ortstage pro Kalenderjahr (diese können die gesetzlich vorgeschriebenen 
Ruhezeiten miteinschließen). 

 
 
Anhang 2 
Flug- und Dienstzeiten und Ruhevorschriften für Flugbesatzungsmitglieder von Hubschraubern  
 
Geregelt sind 
Flug- und Dienstzeit Begrenzung 
Meldezeit und Positionierung 
Ruhezeit 
Bereitschaft 
Nahrungsaufnahme 
Aufzeichnungen über Flug-, Dienst- und Ruhezeiten 
 
 
Gemäss Anhang 3 über die Flugbetrieblichen Bestimmungen für gewerbliche Rundflüge mit Hubschraubern 
gelten für das fliegende Personal von Betreibern, die gewerbliche Rundflüge mit Hubschraubern durchfüh-
ren, die im Anhang 2 geregelten Flug- und Dienstzeiten und Ruhevorschriften. 
 
  



Gutachten für Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie – SUB, 

GZ BMVIT-85.206/0001-IV/SUB/ZLF/2019 

                                                                     30 

 
Kommentar 
 
Der Hauptunterschied zur AOCV aus dem Jahr 2014 besteht in der nunmehrigen Regelung des nicht ge-
werblichen Betriebs von technisch komplizierten oder technisch nicht komplizierten Luftfahrzeugen, Non 
Commercial Other Than Complex Aircraft (NCO) bzw. Non Commercial Complex Aircraft (NCC) mit dem 
Verweis auf die Verordnung (EU) Nr. 965/2012, geltend ab 25. August 2016.  
 
Es werden nunmehr auch für das Personal bei nicht gewerblichen Flügen die Dienst- und Ruhezeiten gere-
gelt.  
 
Die AOCV verweist auf die Anwendbarkeit der Verordnung EU 2018/1139 (siehe Kap. 3.5) in der im Wesent-
lichen grundlegende Anforderungen an den Flugbetrieb gelistet werden. 
 
Zum Jahr 2014 gibt es ansonsten keine nennenswerten Änderungen.  
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3.5 Verordnung (EU) Nr. 2018/1139 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES 
RATES vom 4. Juli 2018 

 
zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Zivilluftfahrt und zur Errichtung einer Agentur der 
Europäischen Union für Flugsicherheit sowie zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 2111/2005, 
(EG) Nr. 1008/2008, (EU) Nr. 996/2010, (EU) Nr. 376/2014 und der Richtlinien 2014/30/EU und 
2014/53/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, und zur Aufhebung der Verordnungen (EG) 
Nr. 552/2004 und (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung 
(EWG) Nr. 3922/91 des Rates. 
 
ANHANG V  
Grundlegende Anforderungen an den Flugbetrieb  
 
1. ALLGEMEINES  

1.1. Ein Flug darf nur dann durchgeführt werden, wenn die Besatzungsmitglieder und gegebenen-
falls das gesamte sonstige an der Vorbereitung und Durchführung des Fluges beteiligte Betriebsper-
sonal mit den anwendbaren Gesetzen, Vorschriften und Verfahren vertraut sind, die für die Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben maßgebend sind und für die zu überfliegenden Gebiete, die für den Anflug 
vorgesehenen Flugplätze und die damit zusammenhängenden Flugsicherungseinrichtungen gelten. 
1.2. Ein Flug muss so durchgeführt werden, dass die im Flughandbuch oder erforderlichenfalls im 
Betriebshandbuch spezifizierten Betriebsverfahren für die Vorbereitung und Durchführung des Flu-
ges befolgt werden.  
1.3. Vor jedem Flug sind die Aufgaben und Pflichten jedes Besatzungsmitglieds festzulegen. Der 
Kommandant ist für den Betrieb und die Sicherheit des Luftfahrzeugs sowie für die Sicherheit aller 
an Bord befindlichen Besatzungsmitglieder, Fluggäste und Frachtstücke verantwortlich.  
1.4. Gegenstände oder Stoffe, die eine wesentliche Gefährdung für die Gesundheit, die Sicherheit, 
Sachwerte oder die Umwelt darstellen können, wie zum Beispiel gefährliche Güter, Waffen und Mu-
nition, dürfen in keinem Luftfahrzeug mitgeführt werden, sofern nicht besondere Sicherheitsvorkeh-
rungen und -anweisungen zur Minderung der damit verbundenen Risiken zur Anwendung kommen. 
1.5. Alle Daten, Dokumente, Unterlagen und Informationen, die zur Aufzeichnung der Einhaltung der 
in Abschnitt 5.3 genannten Bedingungen benötigt werden, sind für jeden Flug aufzubewahren, gegen 
unbefugte Änderungen zu schützen und für einen der Art des Betriebs angemessenen Mindestzeit-
raum zur Verfügung zu halten.  
 

2. FLUGVORBEREITUNG 
Ein Flug darf nur angetreten werden, wenn mit nach vernünftigem Ermessen verfügbaren Mitteln 
festgestellt worden ist, dass alle nachfolgenden Bedingungen erfüllt sind:  

a) Für die Durchführung des Fluges sind unter Berücksichtigung der vorhandenen AIS-
Unterlagen des Flugberatungsdienstes (Aeronautical Information Services) alle geeigneten 
Einrichtungen vorhanden, die unmittelbar für den Flug und für den sicheren Betrieb des Luft-
fahrzeugs erforderlich sind, einschließlich Sprechfunkeinrichtungen und Navigationshilfen;  
b) Die Besatzung muss mit der Unterbringung und dem Gebrauch der jeweiligen Notausrüs-
tung vertraut sein, und die Fluggäste müssen darüber unterrichtet sein. Der Besatzung und 
den Fluggästen müssen ausreichende Informationen zu Notverfahren und zum Gebrauch 
der Sicherheitsausrüstung in der Kabine mit Bezug zu dem jeweiligen Flugbetrieb und zu 
den besonderen Merkmalen der eingebauten Ausrüstung bereitgestellt werden;  
c) Der Kommandant muss sich davon überzeugt haben, dass  

i) das Luftfahrzeug gemäß Abschnitt 6 lufttüchtig ist;  
ii) das Luftfahrzeug, sofern erforderlich, ordnungsgemäß registriert ist und sich die 
entsprechenden Zeugnisse an Bord befinden;  
iii) die gemäß Abschnitt 5 für die Durchführung des Fluges erforderliche Instrumen-
tierung und Ausrüstung im Luftfahrzeug installiert und betriebsbereit ist, sofern in der 
geltenden Mindestausrüstungsliste oder gleichwertigen Dokumenten keine Ausnah-
me vorgesehen ist;  
iv) die Masse des Luftfahrzeugs und die Schwerpunktlage so sind, dass der Flug in-
nerhalb der in den Lufttüchtigkeitsunterlagen vorgeschriebenen Grenzen durchge-
führt werden kann;  
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v) das gesamte Handgepäck, das gesamte aufgegebene Gepäck und die gesamte 
Fracht ordnungsgemäß verteilt und gesichert sind; und  
vi) die in Abschnitt 4 genannten Betriebsgrenzen des Luftfahrzeuges während des 
Fluges zu keiner Zeit überschritten werden;  

d) Die Flugbesatzung muss über Informationen zu den Wetterbedingungen am Startflug-
platz, am Bestimmungsflugplatz und gegebenenfalls an Ausweichflugplätzen sowie entlang 
der Flugstrecke verfügen. Besondere Aufmerksamkeit ist potenziell gefährlichen atmosphä-
rischen Bedingungen zu schenken; 
e) Es sind geeignete Minderungsmaßnahmen oder Notfallpläne festzulegen, um für potenzi-
ell gefährliche atmosphärische Bedingungen, die während des Fluges zu erwarten sind, ge-
wappnet zu sein;  
f) Für einen Flug nach Sichtflugregeln müssen die Wetterbedingungen entlang der Flugstre-
cke eine Einhaltung dieser Flugregeln ermöglichen. Für einen Flug nach Instrumentenflugre-
geln müssen ein Bestimmungsflugplatz und gegebenenfalls ein oder mehrere Ausweichflug-
plätze ausgewählt werden, auf denen das Luftfahrzeug landen kann, und zwar unter beson-
derer Berücksichtigung der Wettervorhersagen, der Verfügbarkeit von Flugsicherungsdiens-
ten, der Verfügbarkeit von Bodeneinrichtungen sowie der Instrumentenflugverfahren, die von 
dem Staat zugelassen sind, in dem sich der Bestimmungs- und/oder Ausweichflugplatz be-
findet;  
g) Die an Bord mitgeführte Menge an Kraftstoff/Energie für den Antrieb und an Verbrauchs-
gütern muss ausreichen, um den beabsichtigten Flug sicher durchführen zu können, wobei 
die Wetterbedingungen, etwaige die Leistung des Luftfahrzeugs beeinflussende Elemente 
sowie erwartete Verzögerungen während des Fluges zu berücksichtigen sind. Darüber hin-
aus muss für unvorhergesehenen Mehrverbrauch eine Reserve an Kraftstoff/Energie mitge-
führt werden. Gegebenenfalls sind Verfahren für das Kraftstoff-/Energiemanagement wäh-
rend des Fluges festzulegen.  

 
3. FLUGBETRIEB  

In Bezug auf den Flugbetrieb müssen alle folgenden Bedingungen eingehalten werden:  
a) Je nach Luftfahrzeugmuster muss jedes Besatzungsmitglied bei Start und Landung, und 
wenn es der Kommandant aus Sicherheitsgründen für notwendig hält, auf seinem Platz sit-
zen und mit dem vorhandenen Rückhaltesystem angeschnallt sein;  
b) Je nach Luftfahrzeugmuster müssen alle vorgeschriebenen Flugbesatzungsmitglieder mit 
angelegtem Sicherheitsgurt auf ihrem Platz verbleiben, es sei denn, eine Abwesenheit ist 
während des Fluges aus physiologischen oder betrieblichen Gründen erforderlich;  
c) Je nach Luftfahrzeugmuster und je nach Betriebsart muss der Kommandant bei Start und 
Landung, während des Rollens und wenn er es aus Sicherheitsgründen für notwendig hält, 
dafür sorgen, dass jeder Fluggast auf seinem Platz sitzt und ordnungsgemäß gesichert ist; 
d) Ein Flug ist so durchzuführen, dass in allen Flugphasen ein ausreichender Abstand zu 
anderen Luftfahrzeugen aufrechterhalten wird und eine angemessene Hindernisfreiheit si-
chergestellt ist. Dieser Abstand muss mindestens der in den geltenden Luftverkehrsregeln 
festgelegten Staffelung entsprechen und der Betriebsart angemessen sein;  
e) Ein Flug darf nur dann fortgesetzt werden, wenn die bekannten Bedingungen weiterhin 
mindestens den in Abschnitt 2 genannten Bedingungen entsprechen. Bei einem Flug nach 
Instrumentenflugregeln darf zudem ein Anflug auf einen Flugplatz unterhalb bestimmter Hö-
hen oder über eine bestimmte Position hinaus nicht fortgesetzt werden, wenn die vorge-
schriebenen Sichtkriterien nicht erfüllt sind;  
f) Bei einem Notfall muss der Kommandant dafür sorgen, dass alle Fluggäste den Umstän-
den entsprechende Notanweisungen erhalten;  
g) Der Kommandant muss alle notwendigen Maßnahmen ergreifen, um die Folgen eines stö-
renden Verhaltens von Fluggästen für den Flug auf ein Mindestmaß zu begrenzen;  
h) Ein Luftfahrzeug darf nur dann auf dem Roll- und Vorfeld eines Flugplatzes gerollt werden 
bzw. sein Rotor darf nur dann laufen, wenn die das Luftfahrzeug führende Person ausrei-
chend befugt ist;  
i) Die vorgeschriebenen Verfahren für das Kraftstoff-/Energiemanagement während des Flu-
ges sind gegebenenfalls anzuwenden;  
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4. LUFTFAHRZEUGLEISTUNG UND BETRIEBSGRENZEN  

4.1. Ein Luftfahrzeug muss in Übereinstimmung mit seinen Lufttüchtigkeitsunterlagen und allen damit 
zusammenhängenden Betriebsverfahren und Betriebsgrenzen, wie sie im genehmigten Flughand-
buch oder gleichwertigen Unterlagen aufgeführt sind, betrieben werden. Das Flughandbuch oder 
gleichwertige Unterlagen müssen der Besatzung zur Verfügung stehen und für jedes Luftfahrzeug 
auf dem aktuellen Stand gehalten werden. 4.2. Unbeschadet des Abschnitts 4.1 kann bei Hub-
schrauberflügen ein vorübergehender Flug außerhalb der Geschwindigkeits-/Höhen-Betriebsgrenzen 
gestattet werden, wenn die Sicherheit gewährleistet ist.  
4.3. Das Luftfahrzeug muss in Übereinstimmung mit den geltenden Umweltschutzvorschriften betrie-
ben werden.  
4.4. Ein Flug darf nur dann angetreten oder fortgesetzt werden, wenn bei der geplanten Betriebs-
masse und unter Berücksichtigung sämtlicher Faktoren, die die Leistung des Luftfahrzeugs wesent-
lich beeinflussen, die für das Luftfahrzeug geplante Leistung die Durchführung aller Flugphasen in-
nerhalb der entsprechenden Entfernungen/Gebiete und Hindernisfreiheiten zulässt. Zu den Leis-
tungsfaktoren, die Start, Reiseflug und Landeanflug/Landung wesentlich beeinflussen, zählen insbe-
sondere  

a) Betriebsverfahren;  
b) Druckhöhe am Flugplatz;  
c) Wetterbedingungen (Temperatur, Wind, Niederschlag und Sichtweite);  
d) Größe, Neigung und Zustand des Start-/Landebereichs; und  
e) Zustand der Zelle, der Triebwerke oder der Bordanlagen unter Berücksichtigung mögli-
cher Defekte. 4.5. Diese Faktoren sind direkt als Betriebsparameter oder indirekt durch Tole-
ranzen oder Spannen zu berücksichtigen, die bei der Planung von Leistungsdaten je nach 
Betriebsart bereitgestellt werden.  

 
5. INSTRUMENTE, DATEN UND AUSRÜSTUNG  

5.1. Ein Luftfahrzeug muss unter Berücksichtigung der für die jeweilige Flugphase geltenden Luft-
verkehrsregeln und Luftverkehrsvorschriften mit allen für den beabsichtigten Flug notwendigen Navi-
gations-, Kommunikations- und sonstiger Ausrüstung ausgestattet sein.  
5.2. Gegebenenfalls muss ein Luftfahrzeug unter Berücksichtigung der mit den Fluggebieten, den zu 
fliegenden Strecken, der Flughöhe und der Flugdauer verbundenen Risiken mit aller erforderlicher 
medizinischer Ausrüstung sowie Sicherheits-, Räumungs- und Überlebensausrüstung ausgestattet 
sein.  
5.3. Alle für die Durchführung des Fluges durch die Besatzung erforderlichen Daten müssen unter 
Berücksichtigung der geltenden Luftverkehrsvorschriften, Luftverkehrsregeln, Flughöhen und Flug-
gebiete auf dem neuesten Stand und an Bord des Luftfahrzeugs verfügbar sein.  
 

6. AUFRECHTERHALTUNG DER LUFTTÜCHTIGKEIT UND DER UMWELTVERTRÄGLICHKEIT VON 
ERZEUGNISSEN  

6.1. Das Luftfahrzeug darf nur dann betrieben werden, wenn folgende Bedingungen erfüllt sind:  
a) Das Luftfahrzeug ist lufttüchtig und weist den für einen sicheren und umweltverträglichen 
Betrieb erforderlichen Zustand auf;  
b) die für den beabsichtigten Flug erforderliche Betriebs- und Notausrüstung ist betriebsbe-
reit;  
c) das Lufttüchtigkeitszeugnis und gegebenenfalls das Lärmzeugnis des Luftfahrzeugs ist 
gültig, und  
d) die Instandhaltung des Luftfahrzeugs wurde in Übereinstimmung mit den geltenden An-
forderungen durchgeführt.  

6.2. Vor jedem Flug oder vor jeder zusammenhängenden Abfolge von Flügen ist durch eine Vorflug-
kontrolle festzustellen, ob das Luftfahrzeug für den beabsichtigten Flug tauglich ist.  
6.3. Das Luftfahrzeug darf nur betrieben werden, wenn es nach der Instandhaltung von entspre-
chend qualifizierten Personen oder Organisationen zum Betrieb freigegeben wurde. Die Freigabebe-
scheinigung muss insbesondere die wesentlichen Angaben zu der durchgeführten Instandhaltung 
enthalten.  
6.4. Die Unterlagen zum Nachweis der Lufttüchtigkeit und der Umweltverträglichkeit des Luftfahr-
zeugs sind für einen Zeitraum aufzubewahren und gegen unbefugte Änderungen zu schützen, der 
den geltenden Anforderungen an die Lufttüchtigkeit entspricht, bis die darin enthaltenen Informatio-
nen durch neue Informationen ersetzt worden sind, die dem Umfang und den Einzelheiten nach 
gleichwertig sind, mindestens jedoch für eine Dauer von 24 Monaten.  



Gutachten für Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie – SUB, 

GZ BMVIT-85.206/0001-IV/SUB/ZLF/2019 

                                                                     34 

 
6.5. Alle Änderungen und Reparaturen müssen die grundlegenden Anforderungen für die Lufttüch-
tigkeit und gegebenenfalls die Umweltverträglichkeit von Erzeugnissen erfüllen. Die Nachweisdaten 
für die Erfüllung der Lufttüchtigkeitsanforderungen und der Anforderungen an die Umweltverträglich-
keit von Erzeugnissen sind aufzubewahren und gegen unbefugte Änderungen zu schützen.  
6.6. Es liegt in der Verantwortung des Luftfahrzeugbetreibers, die Einhaltung seiner Anforderungen 
an Sicherheit und Gefahrenabwehr durch Dritte, die die Instandhaltung durchführen, zu gewährleis-
ten.  

 
7. BESATZUNGSMITGLIEDER  

7.1. Bei der Festlegung der Anzahl und Zusammensetzung der Besatzung ist Folgendes zu berück-
sichtigen:  

a) die Zertifizierungsbeschränkungen des Luftfahrzeugs, gegebenenfalls einschließlich der 
entsprechenden Vorführung der Noträumung;  
b) die Auslegung des Luftfahrzeugs und  
c) die Art und Dauer des Betriebs.  

7.2. Der Kommandant muss befugt sein, alle erforderlichen Anweisungen für die Gewährleistung des 
Betriebs und der Sicherheit des Luftfahrzeugs sowie der an Bord befindlichen Personen und/oder 
Sachwerte zu geben und die dafür geeigneten Maßnahmen zu treffen.  
7.3. In einem Notfall, der den Betrieb oder die Sicherheit des Luftfahrzeugs und/oder der Personen 
an Bord gefährdet, muss der Kommandant alle Maßnahmen ergreifen, die er im Interesse der Si-
cherheit für notwendig erachtet. Werden dabei örtliche Vorschriften oder Verfahren verletzt, muss 
der Kommandant für eine entsprechende unverzügliche Mitteilung an die zuständigen örtlichen Be-
hörden sorgen.  
7.4. Unbeschadet des Abschnitts 8.12 dürfen in dem Fall, dass weitere Personen an Bord befördert 
werden, außergewöhnliche oder Notsituationen nur dann simuliert werden, wenn diese Personen vor 
Antritt des Fluges ordnungsgemäß unterrichtet wurden und sich der damit verbundenen Risiken be-
wusst sind.  
7.5. Ein Besatzungsmitglied darf nicht zulassen, dass die Erfüllung seiner Aufgaben oder seine Ent-
scheidungsfähigkeit aufgrund der Auswirkungen von Müdigkeit — unter Berücksichtigung unter an-
derem von kumulierter Ermüdung, Schlafmangel, Anzahl der Flugsektoren, Nachtarbeit und Über-
schreitung von Zeitzonen — so beeinträchtigt wird, dass die Flugsicherheit gefährdet ist. Die Ruhe-
zeiten müssen den Besatzungsmitgliedern ausreichend Zeit zur Erholung von den Auswirkungen 
des vorangegangenen Dienstes geben, sodass sie zu Beginn des darauffolgenden Flugdienstzeit-
raums gut ausgeruht sind.  
7.6. Ein Besatzungsmitglied darf den zugeteilten Dienst an Bord eines Luftfahrzeugs nicht antreten, 
wenn es unter Einwirkung von psychoaktiven Substanzen oder Alkohol steht oder wenn es aufgrund 
einer Verletzung, Ermüdung, der Wirkung von Medikamenten, einer Erkrankung oder ähnlicher Ur-
sachen dienstuntauglich ist.  
 

8. ZUSÄTZLICHE ANFORDERUNGEN FÜR DEN GEWERBLICHEN LUFTVERKEHR UND ANDERE BE-
TRIEBSARTEN, DIE ZERTIFIZIERUNGS- ODER ERKLÄRUNGSANFORDERUNGEN UNTERLIEGEN 
UND MIT FLUGZEUGEN, HUBSCHRAUBERN ODER KIPPROTOR-LUFTFAHRZEUGEN DURCHGE-
FÜHRT WERDEN  

8.1. Der Betrieb darf nur erfolgen, wenn die folgenden Bedingungen erfüllt sind:  
a) Der Luftfahrzeugbetreiber verfügt entweder direkt oder durch Vereinbarungen mit Dritten 
über die für den Umfang und das Spektrum des Betriebs erforderlichen Mittel. Hierzu zählen 
unter anderem Luftfahrzeuge, Einrichtungen, Managementstruktur, Personal, Ausrüstung, 
Dokumentierung der Aufgaben, Verantwortlichkeiten und Verfahren, Zugang zu einschlägi-
gen Daten und Führung von Aufzeichnungen.  
b) Der Luftfahrzeugbetreiber setzt nur ausreichend qualifiziertes und geschultes Personal ein 
und führt ständig Schulungs- und Überprüfungsprogramme für die Besatzungsmitglieder und 
anderes maßgebliches Personal durch, die erforderlich sind, um die Aktualität ihrer Zulas-
sungen/Zeugnisse, Berechtigungen und Qualifikationen zu gewährleisten.  
c) Der Luftfahrzeugbetreiber führt entsprechend der ausgeübten Tätigkeit und der Größe der 
Organisation ein Managementsystem ein und erhält es aufrecht, um die Einhaltung der in 
diesem Anhang enthaltenen grundlegenden Anforderungen zu gewährleisten, Sicherheitsri-
siken zu bewältigen und die fortlaufende Verbesserung dieses Systems anzustreben.  
d) Der Luftfahrzeugbetreiber richtet ein System zur Meldung von Ereignissen ein, das Teil 
des in Buchstabe c genannten Managementsystems ist, um einen Beitrag zur ständigen  
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Verbesserung der Sicherheit zu leisten. Das System zur Meldung von Ereignissen muss mit 
dem geltenden Unionsrecht in Einklang stehen.  

8.2. Der Betrieb darf nur gemäß einem Betriebshandbuch des Luftfahrzeugbetreibers erfolgen. Die-
ses Handbuch muss für sämtliche betriebene Luftfahrzeuge alle erforderlichen Anweisungen, Infor-
mationen und Verfahren enthalten, die für das Betriebspersonal zur Wahrnehmung seiner Aufgaben 
erforderlich sind. Beschränkungen hinsichtlich Flugzeit, Flugdienstzeiträumen und Ruhezeiten für die 
Besatzungsmitglieder sind auszuweisen. Das Betriebshandbuch und seine überarbeiteten Fassun-
gen müssen mit dem genehmigten Flughandbuch im Einklang stehen und gegebenenfalls geändert 
werden.  
8.3. Der Luftfahrzeugbetreiber muss gegebenenfalls Verfahren festlegen, um die Folgen eines stö-
renden Verhaltens von Fluggästen für den sicheren Flugbetrieb auf ein Mindestmaß zu begrenzen.  
8.4.Der Luftfahrzeugbetreiber muss an das Luftfahrzeug und die Art des Betriebs angepasste Gefah-
renabwehrprogramme erarbeiten und aufrechterhalten, die insbesondere Folgendes umfassen:  

a) Sicherheit des Cockpits;  
b) Prüfliste zur Durchsuchung des Luftfahrzeugs;  
c) Schulungsprogramme und d) Schutz von elektronischen Systemen und Computersyste-
men zur Verhinderung von vorsätzlichen und unbeabsichtigten Eingriffen und Verfälschun-
gen.  

8.5. Wenn Gefahrenabwehrmaßnahmen die Betriebssicherheit beeinträchtigen können, sind die Ri-
siken zu bewerten und geeignete Verfahren zur Minderung der Sicherheitsrisiken zu entwickeln; da-
zu ist unter Umständen der Einsatz einer Spezialausrüstung erforderlich.  
8.6. Der Luftfahrzeugbetreiber muss einen Piloten aus der Flugbesatzung als Kommandanten be-
nennen.  
8.7. Um Ermüdungen zu verhindern, ist ein Ermüdungsmanagementsystem einzurichten. Für einen 
Flug oder eine Abfolge von Flügen sind im Rahmen dieses Systems die Flugzeit, Flugdienstzeiträu-
me, Dienstzeiträume und angepasste Ruhezeiten vorzusehen. Bei innerhalb des Ermüdungsmana-
gementsystems festgelegten Beschränkungen sind alle wichtigen Faktoren zu berücksichtigen, die 
zu Ermüdung beitragen, wie insbesondere die Anzahl der Flugsektoren, eine Überschreitung von 
Zeitzonen, Schlafmangel, die Unterbrechung des Tagesrhythmus, Nachtarbeit, Positionierungsflüge, 
kumulative Dienstzeit für bestimmte Zeiträume, Aufteilung zugewiesener Aufgaben zwischen Besat-
zungsmitgliedern sowie auch die Bereitstellung aufgestockter Besatzungen.  
8.8. Der Luftfahrzeugbetreiber muss gewährleisten, dass die in Abschnitt 6.1 sowie in den Abschnit-
ten 6.4 und 6.5 aufgeführten Aufgaben von einer für die Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit zu-
ständigen Organisation kontrolliert werden, die den Anforderungen von Anhang II Abschnitt 3.1 und 
von Anhang III Abschnitte 7 und 8 entsprechen muss.  
8.9. Der Luftfahrzeugbetreiber muss gewährleisten, dass die aufgrund von Abschnitt 6.3 erforderli-
che Freigabebescheinigung von einer zur Instandhaltung von Erzeugnissen, Teilen und nicht einge-
bauter Ausrüstung qualifizierten Organisation erteilt wird. Diese Organisation muss den Anforderun-
gen von Anhang II Abschnitt 3.1 entsprechen.  
8.10. Die in Abschnitt 8.8 genannte Organisation muss ein Organisationshandbuch erstellen, in dem 
für den Gebrauch durch das betreffende Personal und dessen Anleitung eine Beschreibung aller 
Verfahren der Organisation zur Aufrechterhaltung der Lufttüchtigkeit enthalten ist.  
8.11. Es müssen Prüflisten vorliegen, die von den Besatzungsmitgliedern je nach Gegebenheit in al-
len Betriebsphasen des Luftfahrzeugs unter normalen und außergewöhnlichen Bedingungen sowie 
in Notfällen benutzt werden. Für alle nach vernünftigem Ermessen vorhersehbaren Notfälle müssen 
Verfahren festgelegt werden.  
8.12. Außergewöhnliche oder Notsituationen dürfen nicht simuliert werden, wenn sich Fluggäste 
oder Fracht an Bord befinden.  

 
 
 
Kommentar 
 

Der ANHANG V zur Verordnung (EU) 2018/1139 liefert eine allgemeine Grundlage zu den Anforderungen an 
den Flugbetrieb. Es gibt darin keine Regelung von nicht gewerblichem Flugbetrieb. Lediglich werden zusätz-
liche Anforderungen, die Zertifizierungs- oder Erklärungsanforderungen unterliegen, wie zb. ein Betriebs-
handbuch, für den gewerblichen Betrieb angeführt. 
 
Es gibt keine detaillierten Ausführungen, wie ein Flugbetrieb konkret auszusehen hat.  



Gutachten für Bundesministerium für Klimaschutz, Umwelt, Energie, Mobilität, Innovation und Technologie – SUB, 

GZ BMVIT-85.206/0001-IV/SUB/ZLF/2019 

                                                                     36 

 

3.6 965/2012 Commercial Air Transport (CAT)  

VERORDNUNG (EU) Nr. 965/2012 DER KOMMISSION vom 5. Oktober 2012 zur Festlegung techni-
scher Vorschriften und von Verwaltungsverfahren in Bezug auf den Flugbetrieb gemäß der Verord-
nung (EG) Nr. 216/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates. 
 
 
Artikel 5 
Flugbetrieb 

(1) Betreiber betreiben ein Flugzeug oder einen Hubschrauber für die Zwecke des gewerblichen 
Luftverkehrsbetriebs (im Folgenden 'CAT- Betrieb') ausschließlich gemäß den Bestimmungen der 
Anhänge III und IV. 
(1a) Betreiber, die CAT-Flüge durchführen, die auf demselben Flugplatz/Einsatzort beginnen und 
enden und mit Flugzeugen der Flugleistungsklasse B oder nicht technisch komplizierten Hubschrau-
bern durchgeführt werden, müssen die einschlägigen Bestimmungen der Anhänge III und IV erfüllen. 

 
(4) Betreiber anderer als technisch komplizierter motorgetriebener Flugzeuge und Hubschrauber, die 
mit nichtgewerblichem Flugbetrieb, einschließlich nichtgewerblichem spezialisierten Flugbetrieb, be-
fasst sind, müssen die Luftfahrzeuge gemäß den Bestimmungen des Anhangs VII betreiben. 

 
 
Artikel 6 
Ausnahmen 

(4a) Abweichend von Artikel 5 Absätze 1 und 6 darf folgender Flugbetrieb mit anderen als technisch 
komplizierten motorgetriebenen Flugzeugen und Hubschraubern gemäß Anhang VII durchgeführt 
werden: 

a) Flüge von Privatpersonen auf Kostenteilungsbasis unter der Bedingung, dass die direkten 
Kosten von allen Insassen des Luftfahrzeugs, einschließlich des Piloten, geteilt werden und 
die Anzahl der Personen, die die direkten Kosten teilen, auf sechs begrenzt ist; 

 
 
Anhang III  
ANFORDERUNGEN AN ORGANISATIONEN BEZÜGLICH DES FLUGBETRIEBS (TEIL-ORO) 
 
Auf diese Anforderungen wird hier nicht eingegangen, da nicht die organisatorischen Grundlagen betrachtet 
werden sollen, sondern die flugbetrieblichen. 
 
 
Anhang IV 
GEWERBLICHER LUFTVERKEHR (TEIL-CAT) 
 
Für die gutachterliche Fragestellung und deren Beantwortung ergeben sich aus dem folgenden Teilabschnitt 
des Anhangs IV relevante und beachtenswerte Inhalte. 
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TEILABSCHNITT B 
 
BETRIEBLICHE VERFAHREN 
 
ABSCHNITT 1 
Motorgetriebene Luftfahrzeuge 
 
CAT.OP.MPA.145 Festlegung von Mindestflughöhen 

a) Der Betreiber hat für alle zu befliegenden Streckenabschnitte Folgendes festzulegen: 
1. Mindestflughöhen, die den geforderten Bodenabstand sicherstellen, unter Berücksichti-
gung der Forderungen von Unterabschnitt C, und 
2. ein Verfahren für die Bestimmung dieser Flughöhen durch die Besatzung. 

b) Die Methode zur Festlegung der Mindestflughöhen bedarf der Genehmigung der zuständigen Be-
hörde. 
c) Weichen die vom Betreiber festgelegten Mindestflughöhen von den Mindestflughöhen ab, die von 
Staaten festgelegt wurden, deren Gebiet überflogen wird, sind die höheren Werte anzuwenden. 

 
CAT.OP.MPA.150 Kraftstoff 

a) Der Betreiber hat die Grundsätze für die Kraftstoffermittlung zum Zweck der Flugplanung und der 
Umplanung während des Flugs festzulegen. Dabei ist sicherzustellen, dass für jeden Flug genügend 
Kraftstoff für den geplanten Betrieb und genügend Reserven für Abweichungen vom geplanten Be-
trieb an Bord sind. Die Grundsätze der Kraftstoffermittlung und etwaige Änderungen bedürfen der 
vorherigen Genehmigung der zuständigen Behörde. 
b) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass bei der Planung der Flüge mindestens Folgendes zugrun-
de gelegt wird: 

1. Verfahren, die im Betriebshandbuch enthalten sind, und 
i) Daten, die vom Luftfahrzeughersteller bereitgestellt wurden, oder 
ii) aktuelle luftfahrzeugbezogene Angaben, die von einem System für die Kraftstoff-
verbrauchsüberwachung abgeleitet sind und 

2. die Betriebsbedingungen, unter denen der Flug durchzuführen ist, einschließlich 
i) Kraftstoffverbrauchsdaten des Luftfahrzeugs, 
ii) voraussichtlicher Massen, 
iii) zu erwartender Wetterbedingungen sowie 
iv) Verfahren und Beschränkungen der Flugsicherungsorganisation(en). 

c) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass die vor dem Flug durchgeführte Berechnung der erforderli-
chen ausfliegbaren Kraftstoffmenge Folgendes enthält: 

1. Kraftstoff für das Rollen (Taxi Fuel), 
2. Kraftstoff für den Reiseflug (Trip Fuel), 
3. Reservekraftstoff (Reserve Fuel) bestehend aus 

i) Kraftstoff für unvorhergesehenen Mehrverbrauch (Contingency Fuel), 
ii) Ausweichkraftstoff (Alternate Fuel), wenn ein Bestimmungsausweichflugplatz ge-
fordert wird, 
iii) Kraftstoff-Endreserve (Final Reserve Fuel) und 
iv) zusätzlichem Kraftstoff (Additional Fuel), wenn dies die Art des Flugbetriebs er-
fordert und 

4. Extrakraftstoff (Extra Fuel), wenn dies vom Kommandanten gefordert wird. 
d) Der Betreiber hat sicherzustellen, dass das Verfahren für die Umplanung während des Flugs zur 
Berechnung der erforderlichen ausfliegbaren Kraftstoffmenge Folgendes enthält, wenn der Flug ent-
lang einer anderen als der ursprünglich geplanten Flugstrecke oder zu einem anderen als dem ur-
sprünglich geplanten Bestimmungsflugplatz durchgeführt werden soll: 

1. Kraftstoff (Trip Fuel) für den Rest des Flugs und 
2. Reservekraftstoff (Reserve Fuel) bestehend aus 

i) Kraftstoff für unvorhergesehenen Mehrverbrauch (Contingency Fuel), 
ii) Ausweichkraftstoff (Alternate Fuel), wenn ein Bestimmungsausweichflugplatz ge-
fordert wird, 
iii) Kraftstoff-Endreserve (Final Reserve Fuel) und 
iv) zusätzlichem Kraftstoff (Additional Fuel), wenn dies die Art des Flugbetriebs er-
fordert, und 

3. Extrakraftstoff (Extra Fuel), wenn dies vom Kommandanten gefordert wird. 
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CAT.OP.MPA.151 Kraftstoffberechnungsgrundsätze — Vereinfachungen 

b) Ungeachtet CAT.OP.MPA.150 Buchstabe b bis d für Hubschrauber mit einer höchstzulässigen 
Startmasse (MCTOM) bis 3 175 kg, die am Tag und auf Strecken mithilfe sichtbarer Landmarken ge-
flogen werden, oder für örtlichen Hubschrauberbetrieb sind die Grundsätze für die Kraftstoffermitt-
lung so festzulegen, dass nach Beendigung des Flugs oder der Serie von Flügen die Endreserve 
ausreichend ist für 

1. 30 Minuten Flugzeit bei normaler Reisefluggeschwindigkeit oder 
2. 20 Minuten Flugzeit bei normaler Reisefluggeschwindigkeit bei Betrieb innerhalb eines 
Bereichs, in dem zu jeder Zeit ein geeigneter Landeplatz verfügbar ist. 

 
CAT.OP.MPA.175 Flugvorbereitung 

a) Es ist ein Flugdurchführungsplan für die sichere Durchführung jedes beabsichtigten Flugs auf der 
Grundlage von Erwägungen bezüglich der Luftfahrzeugleistung, anderweitiger Betriebsbeschrän-
kungen und der einschlägigen voraussichtlichen Bedingungen auf der Strecke und auf den betref-
fenden Flugplätzen oder Einsatzorten festzulegen. 
c) Ungeachtet Buchstabe a ist ein Flugdurchführungsplan nicht erforderlich für Flüge nach Sichtflug-
regeln von 

2. Hubschraubern mit einer höchstzulässigen Startmasse (MCTOM) bis 3 175 kg, die am 
Tag und auf Strecken mithilfe sichtbarer Landmarken im örtlichen Bereich wie im Betriebs-
handbuch festgelegt geflogen werden. 

 
CAT.OP.MPA.260 Betriebsstoffmengen 
Der Kommandant darf einen Flug nur antreten oder bei Umplanung während des Flugs fortsetzen, wenn er 
sich davon überzeugt hat, dass mindestens die geplanten Mengen an ausfliegbarem Kraftstoff und Öl mitge-
führt werden, um den Flug unter den zu erwartenden Betriebsbedingungen sicher durchführen zu können. 
 
CAT.OP.MPA.270 Mindestflughöhen 
Der Kommandant oder der mit der Durchführung des Flugs betraute Pilot darf die festgelegten Mindestflug-
höhen nicht unterschreiten, außer 

a) bei Start und Landung oder 
b) bei einem Sinkflug gemäß den von der zuständigen Behörde genehmigten Verfahren. 

 
CAT.OP.MPA.281 Kraftstoffmanagement während des Flugs — Hubschrauber 

a) Der Betreiber hat ein Verfahren festzulegen, das sicherstellt, dass Überprüfungen der Kraftstoff-
mengen und ein Kraftstoffmanagement während des Flugs durchgeführt werden. 
b) Der Kommandant hat sicherzustellen, dass die jeweilige Restmenge des ausfliegbaren Kraftstoffs 
während des gesamten Flugs nicht geringer ist als die Kraftstoffmenge, die erforderlich ist, um den 
Flug zu einem Flugplatz oder zu einem Einsatzort fortsetzen zu können, auf dem eine sichere Lan-
dung durchgeführt werden kann; dabei muss die Kraftstoff-Endreserve noch zur Verfügung stehen. 
c) Der Kommandant hat einen Notfall zu erklären, wenn die an Bord mitgeführte Kraftstoffmenge ge-
ringer ist als die Kraftstoff-Endreserve. 

 
 
Kommentar 
 
Die Verordnung (EU) Nr. 965/2012 liefert die im Abschnitt Commercial Air Transport (CAT) die Grundlage für 
den heutigen gewerblichen Betrieb von Luftfahrzeugen. Sie basiert stark auf den JAR-OPS 3 Regelungen 
und wurde nur in bestimmten Bereichen adaptiert.  
 
Die vorgeschriebene Kraftstoffplanung erfährt auch hier im Bereich der Hubschrauber unter einer höchstzu-
lässigen Startmasse von 3.175 kg die Erleichterung, dass diese Hubschrauber, betrieben am Tag und auf 
Strecken mithilfe sichtbarer Landmarken, oder im örtlichen Hubschrauberbetrieb, die Planung so festzulegen 
haben, dass nach Beendigung des Flugs oder der Serie von Flügen die Endreserve ausreichend ist für  
 

1. 30 Minuten Flugzeit bei normaler Reisefluggeschwindigkeit oder 
2. 20 Minuten Flugzeit bei normaler Reisefluggeschwindigkeit bei Betrieb innerhalb eines 
Bereichs, in dem zu jeder Zeit ein geeigneter Landeplatz verfügbar ist. 
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Der Kommandant darf einen Flug nur dann antreten oder bei Umplanung während des Flugs fortsetzen, 
wenn er sich davon überzeugt hat, dass mindestens die geplanten Mengen an ausfliegbarem Kraftstoff und 
Öl mitgeführt werden, um den Flug unter den zu erwartenden Betriebsbedingungen sicher durchführen zu 
können. 
 
Der Betreiber hat ausserdem ein Verfahren festzulegen, das sicherstellt, dass Überprüfungen der Kraftstoff-
mengen und ein Kraftstoffmanagement während des Flugs durchgeführt werden. Der Kommandant hat si-
cherzustellen, dass die jeweilige Restmenge des ausfliegbaren Kraftstoffs während des gesamten Flugs 
nicht geringer ist als die Kraftstoffmenge, die erforderlich ist, um den Flug zu einem Flugplatz oder zu einem 
Einsatzort fortsetzen zu können, auf dem eine sichere Landung durchgeführt werden kann; dabei muss die 
Kraftstoff-Endreserve noch zur Verfügung stehen. Der Kommandant hat einen Notfall zu erklären, wenn die 
an Bord mitgeführte Kraftstoffmenge geringer ist als die Kraftstoff-Endreserve. 
 
Im Vergleich zum Jahr 2014 und der zu diesem Zeitpunkt geltenden JAR-OPS 3 kann man sachverständig 
schliessen, dass die damaligen Regelungen im Umfang und im Detail im Wesentlichen bereits dem heutigen 
Standard entsprachen und ein umfassendes System an Sicherheitsfaktoren bestand, welches zur Planung 
und Durchführung eines sicheren Fluges und der Vermeidung von Kraftstoffmangel während des Fluges 
beigetragen hat. 
 
Ein wesentlicher Aspekt, der sich als Änderung der EU-OPS im Vergleich zur JAR-OPS ergibt ist, dass die 
Europäische Luftfahrtagentur die Anforderungen an die Grundsätze für die Kraftstoffermittlung als sicher-
heitskritische Anforderungen ansieht und diese daher der vorherigen Genehmigung durch die zuständigen 
Luftfahrtbehörden bedürfen. Der Betreiber hat also seine Grundsätze der Kraftstoffermittlung und etwaige 
Änderungen jeweils von der zuständigen Behörde im Vorhinein genehmigen zu lassen. 
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3.7 965/2012 Non Commercial Other Than Complex Aircraft (NCO) 

ANHANG VII 
 
NICHTGEWERBLICHER FLUGBETRIEB MIT ANDEREN ALS TECHNISCH KOMPLIZIERTEN MOTOR-
GETRIEBENEN LUFTFAHRZEUGEN [TEIL-NCO] 
 
TEILABSCHNITT A 
ALLGEMEINE ANFORDERUNGEN 
 
NCO.GEN.105 Pflichten und Befugnisse des verantwortlichen Piloten 

a) Der verantwortliche Pilot 
1. ist für die Sicherheit des Luftfahrzeugs und aller Besatzungsmitglieder, Fluggäste und 
Fracht an Bord während des Betriebs des Luftfahrzeugs gemäß Absatz 1 Buchstabe c von 
Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 verantwortlich; 
2. ist für Beginn, Fortsetzung, Beendigung oder Umleitung eines Flugs im Interesse der Si-
cherheit verantwortlich; 
3. hat sicherzustellen, dass alle Betriebsverfahren und Klarlisten gemäß Absatz 1 Buchstabe 
b von Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 eingehalten werden; 
4. darf einen Flug nur beginnen, wenn alle in Absatz 2 Buchstabe a Nummer 3 von Anhang 
IV der Verordnung (EG) Nr. 216/2008 genannten Betriebsbeschränkungen wie folgt erfüllt 
sind: 

i) das Luftfahrzeug ist lufttüchtig; 
ii) das Luftfahrzeug ist ordnungsgemäß registriert; 
iii) die Instrumente und Ausrüstungen, die für die Durchführung des Fluges erforder-
lich sind, sind im Luftfahrzeug installiert und betriebsbereit, sofern nicht ein Betrieb 
mit nicht betriebsbereiter technischer Ausrüstung durch die Mindestausrüstungsliste 
(Minimum Equipment List, MEL) oder ein gleichwertiges Dokument, soweit zutref-
fend, gemäß Punkt NCO.IDE.A.105 oder Punkt NCO.IDE.H.105 erlaubt ist; 
iv) die Masse und Schwerpunktlage des Luftfahrzeugs gestatten es, den Flug inner-
halb der in den Lufttüchtigkeitsunterlagen vorgeschriebenen Grenzen durchzufüh-
ren; 
v) die gesamte Ausstattung, Gepäck und Fracht sind vorschriftsgemäß verladen und 
gesichert, so dass eine Notevakuierung möglich ist; 
vi) die im Flughandbuch festgelegten Betriebsgrenzen des Luftfahrzeugs werden zu 
keinem Zeitpunkt während des Fluges überschritten; und 
vii) etwaige für die leistungsbasierte Navigation (PBN) erforderlichen Navigationsda-
tenbanken geeignet und auf dem neuesten Stand sind; 

5. darf einen Flug nicht beginnen, wenn er aufgrund von Verletzung, Krankheit, Müdigkeit 
oder der Wirkung psychoaktiver Substanzen dienstuntauglich ist; 
6. darf einen Flug nicht über den nächsten gemäß den erlaubten Wetterbedingungen an-
fliegbaren Flugplatz oder Einsatzort hinaus fortsetzen, wenn seine Dienstfähigkeit aufgrund 
von Müdigkeit, Krankheit oder Sauerstoffmangel erheblich eingeschränkt ist; 
7. hat eine Entscheidung über die Annahme eines Luftfahrzeugs mit Ausrüstungsausfällen 
gemäß der Konfigurationsabweichungsliste (Configuration Deviation List, CDL) oder Min-
destausrüstungsliste (Minimum Equipment List, MEL), falls anwendbar, zu treffen und 
8. hat die Betriebsdaten und alle bekannten oder vermutlichen Mängel am Luftfahrzeug bei 
Beendigung des Fluges oder einer Reihe von Flügen im technischen Bordbuch oder Bord-
buch des Luftfahrzeugs aufzuzeichnen. 
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TEILABSCHNITT B 
BETRIEBLICHE VERFAHREN 
 
NCO.OP.110 Flugplatz-Betriebsmindestbedingungen — Flugzeuge und Hubschrauber 
 
NCO.OP.126 Betriebsstoffmengen — Hubschrauber 

a) Der verantwortliche Pilot darf einen Flug nur beginnen, wenn der Hubschrauber ausreichend Be-
triebsstoffmengen für Folgendes mitführt: 

1. um bei Flügen nach Sichtflugregeln (VFR) zum Flugplatz/Einsatzort der vorgesehenen 
Landung fliegen und danach noch mindestens 20 Minuten mit der Geschwindigkeit für ma-
ximale Reichweite weiterfliegen zu können, und (…) 

 
b) Bei der Berechnung der erforderlichen Kraftstoffmenge, einschließlich der Kraftstoffmenge für un-
vorhergesehenen Mehrverbrauch, ist Folgendes zu berücksichtigen: 

1. die vorhergesagten Wetterbedingungen; 
2. voraussichtliche ATC-Streckenführungen und Verkehrsverspätungen; 
3. Verfahren bei Druckverlust oder Ausfall eines Triebwerks auf der Strecke, soweit zutref-
fend, und 
4. sonstige Bedingungen, die die Landung des Luftfahrzeugs verzögern oder den Betriebs-
stoffverbrauch erhöhen können. 

c) Eine nachträgliche Änderung eines Flugplans während des Fluges, um den Flug auf einen ande-
ren Bestimmungsflugplatz umzuplanen, ist nicht untersagt, sofern alle Anforderungen ab dem Punkt 
der Neuplanung des Fluges erfüllt werden können. 

 
NCO.OP.135 Flugvorbereitung 

a) Vor Beginn eines Fluges hat sich der verantwortliche Pilot mit allen angemessenen und zur Ver-
fügung stehenden Mitteln davon zu überzeugen, dass die verfügbaren und unmittelbar bei einem 
solchen Flug für den sicheren Betrieb des Luftfahrzeugs erforderlichen weltraumgestützten Einrich-
tungen, Boden- und/oder Wasser-Einrichtungen einschließlich Kommunikationseinrichtungen und 
Navigationshilfen für die Art des Betriebs, im Rahmen dessen der Flug durchgeführt werden soll, ge-
eignet sind. 
b) Vor Beginn eines Fluges hat sich der verantwortliche Pilot mit allen verfügbaren und für den vor-
gesehenen Flug angemessenen meteorologischen Informationen vertraut zu machen. Die Vorberei-
tungen für einen Flug über die nähere Umgebung des Abflugorts hinaus und für jeden Flug nach In-
strumentenflugregeln haben Folgendes zu umfassen: 

1. das Studium der verfügbaren aktuellen Wetterberichte und -vorhersagen und 
2. die Planung einer alternativen Vorgehensweise zur Vorbereitung auf den möglichen Fall, 
dass der Flug wetterbedingt nicht wie geplant abgeschlossen werden kann. 

 
NCO.OP.185 Kraftstoffmanagement während des Flugs 
Der verantwortliche Pilot hat sich in regelmäßigen Abständen zu vergewissern, dass die Menge des aus-
fliegbaren Kraftstoffs während des Fluges nicht geringer ist als für die Fortsetzung des Fluges mit der ge-
planten Kraftstoffreserve zu einem gemäß den erlaubten Wetterbedingungen anfliegbaren Flugplatz oder 
Einsatzort gemäß NCO.OP.125 oder NCO.OP.126 erforderlich. 
 
 
 
Kommentar 
 
Im Gegensatz zum Commercial Air Transport (CAT) - Teil der Verordnung (EU) Nr. 965/2012 unterscheidet 
der Non Commercial (NC) - Teil die Bereiche der technisch komplizierten und technisch nicht komplizierten 
Luftfahrzeuge.  
 
Der für den Unfallflug relevante Teil umfasst einen „kleinen“ Hubschrauber, der in die Kategorie „technisch 
nicht kompliziert“ fällt und daher soll lediglich dieser Teil der Verordnung im Detail betrachtet werden.  
 
Was im Jahr 2014 noch als Privatflug galt, wird nunmehr in dem Abschnitt NCO der genannten Verordnung 
geregelt. Es gibt nunmehr keinen Betreiber mehr, sondern der verantwortliche Pilot rückt in den Mittelpunkt.  
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Abgesehen von allgemeinen Grundlagen wie der Lufttüchtigkeit, einer entsprechenden Flugplanung oder der 
Einhaltung der Betriebsgrenzen, wird nunmehr auch die Handhabe von Betriebsstoffmengen behandelt. Es 
muss im einfachsten Fall eines Fluges nach Sichtflugregeln eine Mindestreserve von 20 Minuten Weiterflug 
(mit der Geschwindigkeit für maximale Reichweite) nach Erreichen des Zielortes möglich sein. Bei der Be-
rechnung der erforderlichen Kraftstoffmenge müssen nunmehr unter anderem Wetterbedingungen, Flugstre-
cken oder sonstige Verzögerungen mit einberechnet werden. Ebenso muss sich der verantwortliche Pilot 
während des Fluges in regelmässigen Abständen versichern, dass die verbleibende Kraftstoffmenge den 
geplanten Anforderungen und der notwendigen Kraftstoffreserve genügt. 
 
Dies kann als markanteste Änderung zu einem Privatflug im Jahr 2014 angesehen werden. Zum Unfallszeit-
punkt gab es diese gesetzlichen Anforderungen noch nicht. 
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4 Schlussfolgerungen 

Betrachtet man den Fortschritt der Regulative im genannten Zeitraum zwischen 2014 und 2021, so kann 
man eine stetige Verschärfung und Verfeinerung der Vorschriften erkennen. Speziell im privaten oder „non 
commercial“ Betrieb, wurden zusätzliche Anforderungen eingeführt und im Inhalt an gewerbliche Auflagen 
angepasst. 
 
Galt im Jahr 2014 noch gemäss Luftverkehrsregeln, dass man eine sorgfältige Flugplanung durchführen 
muss, die unter anderem auch die Berücksichtigung der Betriebsstoffmengen umfasst, so gibt es mittlerweile 
dazu konkrete Mindestmengen an Kraftstoffreserven, die nach der Landung am Zielort noch im Tank vor-
handen sein müssen. Unterhalb dieser Reserven muss der verantwortliche Pilot eine Notlage erklären, un-
geachtet, ob es sich um einen gewerblichen oder nicht gewerblichen Flug handelt. 
 
Die Europäische Luftfahrtagentur sieht die Anforderungen an die Grundsätze für die betriebliche Kraftstof-
fermittlung als sicherheitskritisch an und fordert daher eine Genehmigung derselben durch die zuständigen 
Luftfahrtbehörden. Ebenso ergänzt sie den nicht gewerblichen Betrieb eines Luftfahrzeuges um diese plane-
rischen Anforderungen vor und während dem Flug. 
 
Der generelle Tenor der Europäischen Luftfahrtagentur bewegt sich in die Richtung eines verstärkten „Safety 
Managements“ in immer mehr Bereichen der Luftfahrt. Man will rechtzeitig Risiken minimieren, potentielle 
Gefahren erkennen und diese mitigieren. Eine unter anderem mit entsprechender Sorgfalt durchgeführte 
Kraftstoffplanung vor und während dem Flug soll Flugunfälle aufgrund von Kraftstoffmangel dahingehend 
ausschliessen.  
 
Mit der Einhaltung der entsprechenden Vorschriften kann ein Flugunfall aufgrund von Kraftstoffmangel ver-
hindert werden, egal ob es sich dabei um einen gewerblichen oder einen nicht gewerblichen Flug handelt. 

 

 

 

 

 

 

 

Wien, 25.10.2021 
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